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Bleiben Sie mit  uns auf dem Laufen den 

Mit unserem Employment Tracker blicken wir für Sie regelmäßig in die „Zukunft des Arbeitsrechts“!  

Jeweils zu Monatsbeginn stellen wir die wichtigsten für den Monat erwarteten Entscheidungen des Bundesarbeitsger ichts (BAG) und des Gerichtshofs der 

Europäischen Union (EuGH) sowie sonstiger Gerichte vor. In der Ausgabe des jeweiligen Folgemonats berichten wir über die Ergebnisse. Ergänzend w eisen 

wir auf anstehende Milestones in Gesetzesinitiativen der Politik hin, damit Sie bereits heute wissen, womit Sie morgen zu rec hnen haben.  
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Aktuelle Entscheidungen 

Mit der nachstehenden Übersicht über aktuelle Entscheidungen des vergangenen  Monats sind Sie informiert, welche Rechtsfragen kürzlich entschieden 

wurden und welche Auswirkungen dies für die Rechtspraxis haben kann!  

Gegenstand Termin/AZ Anmerkung/Hinweis für die Praxis 

Bundesarbeitsgericht 

Keine primäre Korrekturkompetenz 
der Tarifvertragsparteien im An-

wendungsbereich unionsrechtlich 
überformter Diskriminierungsver-

bote 

13.11.2025 

- 6 AZR 131/25 - 

- 6 AZR 132/25 - 

Verstößt eine tarifliche Norm gegen das Diskriminierungsverbot befristet beschäf-
tigter Arbeitnehmer nach § 4 Abs. 2 TzBfG und ist deshalb gemäß § 134 BGB 

(teil)nichtig, hat der benachteiligte Arbeitnehmer Anspruch darauf, so behandelt zu 
werden wie die vergleichbaren Dauerbeschäftigten, ohne dass den Tarifvertrags-

parteien zuvor die Möglichkeit zur Korrektur ihrer diskriminierenden Regelung ein-
zuräumen ist. 

Dies hat der 6. Senat des Bundesarbeitsgericht entschieden. 
– Mitgeteilt durch Pressemitteilung vom 13.11.2025 – 

Sachverhalt 

Die Parteien stritten über die Verlängerung von Gruppenstufenlaufzeiten.  

Der Kläger arbeitete seit Juni 2019 als Zusteller bei der Beklagten, die bundesweit logis-
tische Dienstleistungen anbietet. Er war zunächst befristet und seit Juni 2020 unbefristet 
beschäftigt. Aufgrund der beiderseitigen Tarifbindung galten für das Arbeitsverhältnis die 
Haustarifverträge der Beklagten. Die Vergütung bemaß sich dabei unter anderem nach 
der jeweiligen Entgeltgruppe sowie einer von der Dauer der Beschäftigungszeit abhängi-
gen Gruppenstufe. 

https://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/keine-primaere-korrekturkompetenz-der-tarifvertragsparteien-im-anwendungsbereich-unionsrechtlich-ueberformter-diskriminierungsverbote/
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Im Zuge einer umfassenden Reorganisation bei der Beklagten ab Juli 2019 vereinbarten 
die Tarifvertragsparteien unter anderem, dass die Laufzeiten der Gruppenstufen für Be-
schäftigte verlängert werden, deren Arbeitsverhältnisse nach dem 30. Juni 2019 neu be-
gründet wurden.  

Die Parteien stritten darüber, ob diese Regelung auch für erneut Einstellungen solcher 
Arbeitnehmer gilt, die vor diesem Stichtag befristet tätig waren, und ob eine Verlängerung 
der Stufenlaufzeiten auch für diese Gruppe mit § 4 Abs. 2 TzBfG vereinbar ist. 

Die Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts 

Die Revision der Beklagten vor dem 6. Senat des Bundesarbeitsgerichts hatte keinen Er-
folg. 

Der Senat entschied, dass die umstrittene Tarifnorm auch solche Arbeitnehmer erfasst, 
deren zuvor befristete Arbeitsverhältnisse nach dem 30. Juni 2019 erneut begründet wur-
den. Die Regelung verstoße gegen § 4 Abs. 2 TzBfG, der unionsrechtliche Vorgaben um-
setze.  

Die von der Beklagten vorgetragenen Gründe für die Ungleichbehandlung müssten auf-
grund des unionsrechtlichen Bezugs einer vollständigen Prüfung und nicht nur einer Will-
kürkontrolle unterzogen werden wie beispielsweise bei bestimmten Verstößen gegen Art. 
3 Abs. 1 GG und könnten eine solche Differenzierung nicht rechtfertigen, sodass der Per-
sonenkreis der zuvor befristeten Beschäftigten diskriminiert werde. Die Tarifbestimmung 
sei insoweit teilnichtig. 

Der Kläger habe daher nach § 612 Abs. 2 BGB i.V.m. § 4 Abs. 2 S 3 i.V.m. S 1 TzBfG wie 
die am Stichtag unbefristet Beschäftigten Anspruch auf die Beibehaltung der kürzeren 
Gruppenstufenlaufzeiten.  

Weiter führte der Senat aus, dass den Tarifvertragsparteien hierfür keine vorherige Gele-
genheit zur Beseitigung der Diskriminierung einzuräumen sei. Im Bereich unionsrechtlich 
überformter Diskriminierungsverbote bestehe, anders als bei Verstößen gegen Art.  3 Abs. 
1 GG (BVerfG, 11.12.2014 – 1 BvR 1109/21), keine vorrangige Korrekturbefugnis der Ta-
rifparteien, da Art. 3 Abs. 1 GG im Unterschied zu unionsrechtlichen Diskriminierungsver-
boten keine abschreckende Wirkung entfalten solle.  
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Anspruch auf tarifliche Mehrar-
beitszuschläge – Diskriminierung 

von Teilzeitbeschäftigten 

26.11.2025 

- 5 AZR 118/23 - 

Eine tarifvertragliche Bestimmung, nach der Mehrarbeitszuschläge unabhängig 
von der individuellen Arbeitszeit ab der 41. Wochenstunde zu zahlen sind, verstößt 
gegen das Verbot der Diskriminierung Teilzeitbeschäftigter (§ 4 Abs. 1 TzBfG). Die 
Benachteiligung kann für die Vergangenheit nur dadurch beseitigt werden, dass 
die Grenze für die Gewährung von Mehrarbeitszuschlägen bei Teilzeitbeschäftig-

ten im Verhältnis ihrer individuellen Wochenarbeitszeit zur Wochenarbeitszeit Voll-
zeitbeschäftigter abgesenkt wird. Teilzeitbeschäftigten steht unter dieser Voraus-
setzung ein Anspruch auf Mehrarbeitszuschläge zu, ohne dass den Tarifvertrags-

parteien zuvor die Möglichkeit zur Korrektur ihrer diskriminierenden Regelung ein-
zuräumen ist. 

Dies hat der 5. Senat des Bundesarbeitsgerichts entschieden. 
– Mitgeteilt durch Pressemitteilung vom 26.11.2025 – 

Sachverhalt 

Die Parteien stritten über die Zahlung tariflicher Mehrarbeitszuschläge.  

Der Kläger war seit dem 1. August 2010 als Kommissionierer in der Frischeabteilung ei-
ner Filiale der Beklagten im Lebensmitteleinzelhandel beschäftigt. Er arbeitete in Teilzeit 
mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von 30,8 Stunden. 

Aufgrund einer Allgemeinverbindlicherklärung fand auf sein Arbeitsverhältnis der Mantel-
tarifvertrag für die Arbeitnehmer in den bayerischen Betrieben des Groß- und Außenhan-
dels Anwendung. Danach dürfen Teilzeitbeschäftigte nicht von tariflichen oder betrie bli-
chen Leistungen ausgeschlossen werden. Sie haben Anspruch auf diese Leistungen an-
teilig entsprechend ihrer durchschnittlich geleisteten Wochenarbeitszeit im Verhältnis zur 
tariflichen wöchentlichen Arbeitszeit. 

Gemäß § 8 Ziff. 1 beträgt die regelmäßige tarifliche Arbeitszeit 38,5 Stunden pro Woche, 
verteilt auf fünf Arbeitstage, ohne Pausen. § 9 regelt, dass Mehrarbeit bei einer Arbeits-
zeit gemäß § 8 Ziff. 1 die über 38,5 Stunden in der Woche hinaus angeordnete bzw. not-
wendigerweise geleistete Arbeit ist. Jede Mehrarbeitsstunde ist mit 1/167 des Monatsen-
tgelts zu vergüten; bei Teilzeit reduziert sich der Anteil entsprechend den vereinbarten 
Arbeitsstunden. Bis zur 40. Wochenstunde fällt kein Zuschlag an, darüber h inaus beträgt 
der Mehrarbeitszuschlag 25 %. 

https://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/tarifvertragliche-mehrarbeitszuschlaege-diskriminierung-wegen-teilzeitbeschaeftigung/
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Mit seiner Klage forderte der Kläger die Zahlung von Mehrarbeitszuschlägen. Er war der 
Meinung, dass er wegen seiner Teilzeitarbeit unzulässig gegenüber vergleichbaren Voll-
zeitbeschäftigten benachteiligt werde. Der Mehrarbeitszuschlag sei bereits ab Über-
schreiten der individuellen Arbeitszeit zuzüglich der tariflich vorgesehenen zuschlags-
freien Zeit (1,5 Stunden bei Vollzeit) zu bezahlen, also ab der 32. Stunde bei Teilzeit 
i.H.v. 80 %. Ziel der Mehrarbeitszuschläge sei ein Ausgleich für die entgangene Freizeit 
und die Abwehr von Eingriffen des Arbeitgebers in die Freizeit der Beschäftigten.  

Die Beklagte war hingegen der Auffassung, dass ein Anspruch auf Mehrarbeitszuschlag 
für Teilzeitkräfte erst ab der 40. Stunde entstehe. Ihrer Sicht nach diene der Zuschlag 
lediglich dem Ausgleich einer besonderen Belastung, die durch Arbeitszeiten über 40 
Stunden hinaus entstehe. Dies sei keine Benachteiligung von Teilzeitbeschäftigten.  

Die Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts 

Die Revision des Klägers vor dem 5. Senat des Bundesarbeitsgerichts hatte Erfolg. 

Der Senat entschied, dass § 9 Ziff. 1 Abs. 2 Satz 2 MTV Teilzeitbeschäftigte i.S.v. § 4 
Abs. 1 TzBfG benachteilige und daher gemäß § 134 BGB insoweit unwirksam ist, da die 
Vorschrift für diese Beschäftigten keine entsprechende anteilige Herabsetzung der 
Schwelle für den Mehrarbeitszuschlag vorsehe. Ein sachlicher Grund für diese Ungleich-
behandlung sei nicht ersichtlich.  

Bei der Prüfung müsse aufgrund des unionsrechtlichen Bezugs von § 4 Abs. 1 TzBfG 
nicht lediglich eine Willkürkontrolle erfolgen, sondern es seien die vom Europäischen 
Gerichtshof aufgestellten Anforderungen zu beachten. Danach lasse sich die Tarifrege-
lung nicht mit dem Hinweis rechtfertigen, eine wöchentliche Arbeitszeit von über 40 
Stunden führe zu besonderen Belastungen und müsse daher aus Gründen des Gesund-
heitsschutzes vermieden werden. Diese Sichtweise berücksichtige die typischen Belas-
tungen von Mehrarbeit auch bei Teilzeitbeschäftigten nicht ausreichend. 

Teilzeitkräften stehe deshalb nach § 612 Abs. 2 BGB i.V.m. § 4 Abs. 1 Satz 2 TzBfG der 
tarifliche Mehrarbeitszuschlag zu, sofern sie ihre individuelle Wochenarbeitszeit proporti-
onal zur Zuschlagsgrenze für Vollzeitkräfte nach § 9 Ziff. 1 Abs. 2 Satz 2 MTV über-
schreiten.  



 

Employment Tracker 7 

Der Senat führte aus, dass den Tarifvertragsparteien hierfür keine vorherige Gelegenheit 
zur Beseitigung der Diskriminierung einzuräumen sei. Im Bereich unionsrechtlich über-
formter Diskriminierungsverbote bestehe keine vorrangige Korrekturbefugnis der Tari f-
parteien. 

Da das Landesarbeitsgericht keine Feststellungen zur vom Kläger geleisteten Mehrarbeit 
getroffen habe, verwies der Senat die Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei-
dung zurück. 

Theaterintendant – Arbeitsgerichte 
zuständig für Kündigungsstreit 

02.12.2025 

- 9 AZB 3/24 - 

Für die Klage eines Generalintendanten gegen eine außerordentliche Kündigung 
kann der Rechtsweg zu den Gerichten für Arbeitssachen eröffnet sein.  

Dies hat der 9. Senat des Bundesarbeitsgerichts entschieden. 
– Mitgeteilt durch Pressemitteilung vom 10.12.2025 – 

Sachverhalt 

Die Rechtsfrage stellte sich im Zusammenhang mit einem Kündigungsschutzverfahren. 
Der Kläger war als Generalintendant bei einem Theater tätig, das von der beklagten Stadt 
als Eigenbetrieb geführt wurde. Grundlage seiner Tätigkeit war ein sogenannter „Inten-
dantenvertrag“, der ihm die künstlerische Leitung des Theaters übertrug. Dazu zählten 
insbesondere die Verantwortung für die Gestaltung des Spielplans, die Besetzung der 
Rollen sowie die Zuweisung von Regieaufgaben und Dirigaten.  

Der Vertrag nahm ausdrücklich Bezug auf die Eigenbetriebssatzung und die Geschäfts-
ordnung des Theaters, in denen die Organisation sowie die Aufgaben und Befugnisse der 
für den Eigenbetrieb zuständigen Organe geregelt waren. Mit seiner Klage vor dem Ar-
beitsgericht wandte sich der Kläger vor allem gegen eine außerordentliche Kündigung.  

Die Beklagte stellte die Zulässigkeit des arbeitsgerichtlichen Rechtswegs in Frage und 
beantragte die Verweisung des Verfahrens an das zuständige Landgericht. Sie machte 
geltend, der Kläger sei nicht als Arbeitnehmer, sondern auf Grundlage eines freien Dienst-
verhältnisses tätig gewesen. 

 

 

https://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/theaterintendant-arbeitsgerichte-zustaendig-fuer-kuendigungsstreit/
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Die Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts 

Die Rechtsbeschwerde der Beklagten hatte vor dem 9. Senat des Bundesarbeitsgerichts 
keinen Erfolg. 

Das Bundesarbeitsgericht bestätigte, dass gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 3a ArbGG der Rechtsweg 
zu den Gerichten für Arbeitssachen eröffnet ist. Es handle sich um eine bürgerliche 
Rechtsstreitigkeit zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber aus einem Arbeitsverhältnis 
und der Kläger sei als Arbeitnehmer im Sinne des § 5 Abs. 1 S. 1 ArbGG einzuordnen.  

Maßgeblich sei dabei der allgemeine nationale Arbeitnehmerbegriff gem. § 611a Abs. 1 
BGB. Aus dem Intendantenvertrag in Verbindung mit den Kompetenzregelungen der Ei-
genbetriebssatzung und der Geschäftsordnung ergebe sich, dass der Generalintendant 
seine Tätigkeit nicht im Wesentlichen frei, sondern weisungsgebunden, fremdbestimmt 
und in persönlicher Abhängigkeit auszuüben habe. Trotz seiner weitreichenden Gestal-
tungsfreiheiten unterliege er insbesondere auch ablauforientierten Weisungen des Ober-
bürgermeisters. Zudem zeige die Einbindung in die stark arbeitsteilig organisierte Thea-
terstruktur, dass die Tätigkeit fremdbestimmt sei. Die vorgesehene Führungsstruktur ver-
lange ein enges Zusammenwirken mit dem Verwaltungsdirektor sowie eine Kontrolle 
durch den Oberbürgermeister und den Werkausschuss, deren Entscheidungen im Kon-
fliktfall die des Generalintendanten ersetzen könnten.  

Diese Gesichtspunkte ließen die für ein freies Dienstverhältnis sprechenden Aspekte, 
etwa die freie Gestaltung der Arbeitszeit, bei einer Gesamtwürdigung zurücktreten. Auch 
die dem Kläger vertraglich eingeräumte künstlerische Verantwortung und Gestaltungsfrei-
heit ändere daran im Ergebnis nichts. 

Arbeitsgerichte unzulässig für Ent-
schädigungsklage eines Schieds-

richter-Assistenten 

03.12.2025 

- 9 AZB 18/25 - 

Ein Schiedsrichter-Assistent in der 3. Fußball-Liga ist kein Arbeitnehmer der DFB 
Schiri GmbH. Für eine auf Entschädigung und Schadensersatz wegen Diskriminie-
rung gerichtete Klage ist daher der Rechtsweg zu den Arbeitsgerichten nicht eröff-

net. 

Dies hat der 9. Senat des Bundesarbeitsgerichts entschieden. 
– Mitgeteilt durch Pressemitteilung vom 10.12.2025 – 

 

https://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/schiedsrichter-assistent-in-der-3-fussball-liga-arbeitsgerichte-unzustaendig-fuer-entschaedigungsklage/
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Sachverhalt 

Der Kläger ist seit der Saison 2021/2022 als Schiedsrichter in der Regionalliga tätig. Die 
nächsthöhere Spielklasse ist die 3. Liga, die als Profiliga vom Deutschen Fußball -Bund 
(DFB) organisiert wird. Für die Einteilung der Schiedsrichter, Schiedsrichter -Assistenten 
und Vierten Offiziellen ist die beklagte DFB Schiri GmbH zuständig. Sie führt hierfür 
Schiedsrichterlisten. Die Aufnahme in die Liste für die 3. Liga erfolgt unter anderem 
dadurch, dass Regionalverbände Schiedsrichter aus der Regionalliga für sogenannte 
DFB-Schiedsrichter-Coaching-Plätze vorschlagen. Der Kläger wurde für die Saison 
2024/2025 nicht berücksichtigt. Aus diesem Grund erhielt er keinen Rahmenvertrag für 
eine Tätigkeit als Schiedsrichter-Assistent in der 3. Liga, was er als diskriminierend ansah. 

Nach dem vorgesehenen Rahmenvertrag sind Schiedsrichter nicht verpflichtet, Spiellei-
tungen zu übernehmen. Die Spielansetzungen erfolgen über das sog. „DFBnet“. Schieds-
richter-Assistenten können dort im Vorfeld Zeiträume, in denen sie nicht verfügbar sind, 
als sog. Freistellungen angeben. Anschließend werden sie von der Beklagten für konkrete 
Spiele eingeteilt, wobei sie den jeweiligen Einsatz auch noch ablehnen können. Eine mo-
natliche Grundvergütung erhalten Schiedsrichter-Assistenten der 3. Liga nicht sondern 
werden ausschließlich pro Einsatz bezahlt. Ein Video-Assistant-Referee wird in der 3. Liga 
bislang nicht eingesetzt. 

Der Kläger erhob beim Arbeitsgericht Klage auf Entschädigung und Schadensersatz nach 
§ 15 AGG. Die Beklagte bestritt den Rechtsweg zu den Gerichten für Arbeitssachen und 
vertrat die Auffassung, der Kläger wäre im Fall einer Tätigkeit als Schiedsrichter -Assistent 
in der 3. Liga nicht als Arbeitnehmer für sie tätig geworden. 

Die Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts  

Die Rechtsbeschwerde der Beklagten hatte vor dem 9. Senat des Bundesarbeitsgerichts 
Erfolg und führte somit zur Wiederherstellung des erstinstanzlichen Beschlusses.  

Das Bundesarbeitsgericht stellte fest, dass der Kläger selbst im Fall einer „Einstellung“ 
nicht als Arbeitnehmer für die Beklagte tätig geworden ist. Weder durch den Abschluss 
des Rahmenvertrags noch durch einzelne Einsätze als Schiedsrichter -Assistent sei ein 
Arbeitsverhältnis i.S.v. § 5 Abs. 1 S. 1 ArbGG i.V.m. § 611a Absatz 1 BGB begründet 
worden. 
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Die Beklagte sei nach dem Rahmenvertrag nicht befugt, einen Schiedsrichter -Assistenten 
in der 3. Liga einseitig zu verpflichten, an einem bestimmten Spiel als Teil des Schieds-
richterteams mitzuwirken. Lehne dieser einen Einsatz ab, drohten ihm keine Sankti onen 
nach der Schiedsrichterordnung des DFB. Nehme ein Schiedsrichter -Assistent einen Ein-
satz in der 3. Liga einvernehmlich an, seien die daraus resultierenden Pflichten nach dem 
Rahmenvertrag und der Schiedsrichterordnung nicht weisungsgebunden und nicht in per-
sönlicher Abhängigkeit fremdbestimmt auszuüben.  

Darüber hinaus sei der Kläger auch nicht als arbeitnehmerähnliche Person i.S.v. § 5 Abs. 
1 S. 2 ArbGG tätig geworden, da es an der hierfür erforderlichen wirtschaftlichen Abhän-
gigkeit fehle. 

Der Kläger hat daraufhin die Klage nach formloser Mitteilung des Senatsbeschlusses an 
die Parteien (§ 329 Abs. 2 Satz 1 ZPO) zurückgenommen.  

Bundessozialgericht 

Firmenwagen ersetzt nicht den Min-
destlohn 

13.11.2025 

- B 12 BA 8/24 R - 

- B 12 BA 6/23 R - 

Durch die Überlassung eines Firmenwagens kann der gesetzliche Mindestlohnan-
spruch nicht erfüllt werden. Das Mindestlohngesetz verlangt eine Zahlung von 
Geld. Die Annahme eines Kraftfahrzeugs an Erfüllung statt ist ausgeschlossen. 

Dies hat der 12. Senat des Bundessozialgerichts entschieden. 
– Mitgeteilt durch Pressemitteilung vom 14.11.2025 – 

Sachverhalt 

Die Beigeladenen zu 1. Und 2. waren bei der klagenden GmbH zunächst in Vollzeit und 
später in Teilzeit beschäftigt. 

Ihr vereinbartes Entgelt wurde ganz oder teilweise durch die Überlassung eines Firmen-
wagens (auch) zur privaten Nutzung ersetzt. Überschritt das vereinbarte Arbeitsentgelt 
den Fahrzeugwert, zahlte die Klägerin den Differenzbetrag aus, lag der Fahrzeugwert über 
der vereinbarten Vergütung leisteten die Beigeladenen Ausgleichszahlungen.  

Die Klägerin führte auf die jeweiligen Bruttolöhne Sozialversicherungsbeiträge ab, bei der 
Beigeladenen zu 1. ab Mai 2015 versehentlich auf einen zu hohen Betrag.  

https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/2025_23.html
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Die Deutsche Rentenversicherung Bund forderte nach einer Betriebsprüfung für die Jahre 
2015–2017 4.337,21 € Beiträge und Umlagen für die Beklagte zu 1. nach, weil der gesetz-
liche Mindestlohn nicht gezahlt worden sei.  

Die Beklagte rügte mit ihrer Revision die Verletzung von § 1 Abs. 1 und § 20 MiLoG, § 
107 GewO sowie § 28e Abs. 1 und § 28g S. 2 SGB IV. Sie ist der Meinung der Zahlungs-
anspruch nach dem Mindestlohngesetz lasse sich nicht durch eine Sachzuwendung erfül-
len. Der von Beschäftigten zu tragende Arbeitnehmeranteil am Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrag können nur durch Abzug vom Arbeitsentgelt geltend gemacht werden.  

Die Entscheidung des Bundessozialgerichts 

Die Revision des Klägers hatte vor dem 12. Senat des Bundessozialgerichts Erfolg. 

Die Beklagte habe zu Recht zusätzliche Beiträge auf den nicht erfüllten Mindestlohnan-
spruch verlangt. Maßgeblich sei, dass sich die Beitragsbemessung in der Sozialversiche-
rung nach dem arbeitsrechtlich entstandenen Entgeltanspruch richte, unabhängig davon,  
ob, durch wen und in welcher Höhe dieser Anspruch tatsächlich erfüllt werde. Daher sei 
bei der Beitragsberechnung der Entgeltanspruch der beiden Beigeladenen unter Einbe-
ziehung des gesetzlichen Mindestlohnanspruchs zugrunde zu legen gewesen.  

Der Mindestlohn habe durch die Überlassung eines Firmenwagens nicht erfüllt werden 
können, da das Mindestlohngesetz ausdrücklich eine Geldzahlung verlange. Eine Erfül-
lung durch Annahme des Fahrzeugs an Erfüllung statt sei ausgeschlossen.  

Der gesetzliche Mindestlohnanspruch bestehe eigenständig neben dem vertraglichen Ent-
geltanspruch und begründe einen eigenen Anspruch der Sozialversicherungsträger auf 
den entsprechenden Gesamtsozialversicherungsbeitrag. Die Klägerin habe diesen noch 
nicht vollständig abgeführt.  

Ob der Wert der Fahrzeugnutzung wegen ungerechtfertigter Bereicherung zurückgefor-
dert werden könne, sei für die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung ohne Bedeutung.  
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Sozialversicherungspflicht von 
Fluglehrern  

13.11.2025 

- B 12 BA 2/23 R - 

Ob ein Fluglehrer beschäftigt oder selbstständig tätig ist, richtet sich danach, wel-
che Umstände das Gesamtbild der Arbeitsleistung prägen und hängt davon ab, 

welche Merkmale überwiegen. Die Übergangsregelung des § 127 Abs. 1 S. 1 
SGB IV findet auch auf bereits vor dem 1. März 2025 getroffene Statusfeststellun-

gen Anwendung, sodass eine Versicherungspflicht erst ab dem 1. Januar 2027 ein-
tritt. 

Dies hat der 12. Senat des Bundessozialgerichts entschieden. 
– Mitgeteilt durch Terminbericht vom 13.11.2025 – 

Sachverhalt 

Die Klägerin bietet Trainingsleistungen zur Pilotenausbildung und zum Erwerb von Pilo-
tenlizenzen an. Als vom Luftfahrtbundesamt lizensierte Approved Training Organisation 
beschäftigt sie neben den vier gesetzlich vorgeschriebenen fest angestellten Mitarbei tern 
– Ausbildungsleiter, dessen Stellvertreter sowie typenspezifische Chef-Fluglehrer – rund 
300 Fluglehrer.  

Der Kläger war bis April 2016 als Flugkapitän tätig und arbeitete ab Juni 2016 auf Basis 
erworbener Lizenzen sowie eines Instruktor-Vertrags und später eines Dienstleistungs-
vertrags als Trainer für Simulationsflüge für die Klägerin. Er konnte seine Trainingsinhalte 
dabei eigenständig gestalten. Die Klägerin ließ seine Tätigkeit in unregelmäßigen, höchs-
tens jährlichen Abständen von einem erfahrenen Instruktor überprüfen. Die Gesamtver-
antwortung für das Training und die Entscheidung über das Bestehen einzelne r Einheiten 
lag beim Ausbildungsleiter der Klägerin.  

Die Beklagte (DRV Bund) stellte fest, dass für den Kläger Versicherungspflicht in der ge-
setzlichen Rentenversicherung und nach dem Recht der Arbeitsförderung bestehe.  

Mit ihren Revisionen rügten die Kläger eine Verletzung von § 7 SGB IV. Das Landessozi-
algericht, das urteilte, der Kläger sei in die Betriebsabläufe der Klägerin eingegliedert und 
damit beschäftigt gewesen, habe die einzuhaltenden Regularien nicht hinreichend berück-
sichtigt. 

 

https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Verhandlungen/DE/2025/2025_11_13_B_12_BA_02_23_R.html;jsessionid=7280D5378A26A96284F417D8F7A1BEC1.internet981
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Die Kläger argumentierten, die durchaus detaillierten Vorgaben zur Durchführung der Tä-
tigkeit gingen nicht von der Klägerin aus, sondern seien insbesondere den nicht von ihr 
beeinflussbaren Umständen, vor allem den luftfahrtrechtlichen Maßgaben geschuldet . Die 
rechtlich vorgesehene jährliche Hospitanz bei einer Flugstunde sei lediglich als Qualitäts-
kontrolle zu betrachten und die Pflicht zur Nutzung eines Flugsimulators der Art der Tä-
tigkeit geschuldet. Im Revisionsverfahren erklärte der Kläger, dass er "ausdrücklich im 
Sinne von § 127 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV n.F." zustimme. 

Die Entscheidung des Bundessozialgerichts 

Die Revisionen der Kläger vor dem 12. Senat des Bundessozialgerichts hatten überwie-
gend Erfolg.  

Das Bundessozialgericht entschied, dass die Beklagte zu Unrecht die Versicherungs-
pflicht des Klägers aufgrund Beschäftigung in der gesetzlichen Rentenversicherung und 
nach dem Recht für Arbeitsförderung an den Einsatztagen für die Klägerin festgestellt  hat. 

Zwar sei der Kläger an seinen Einsatztagen abhängig beschäftigt gewesen. Er sei in den 
Schulungsbetrieb der Klägerin eingegliedert gewesen, und seine Lehrtätigkeit habe einen 
unverzichtbaren, integralen Bestandteil der von der Klägerin für Luftfahrtgesellschaften 
angebotenen Leistungen dargestellt. Indizien für eine selbstständige Tätigkeit träten dem-
gegenüber zurück, da der Kläger bei seiner Tätigkeit nahezu keine unternehmerischen 
Freiheiten gehabt habe. Der Hinweis der Kläger, die Ausgestaltung der Schulungstätigkeit 
ergebe sich nicht aus organisatorischen Entscheidungen der Klägerin, sondern aus luft-
fahrtrechtlichen Vorgaben, ändere an der festgestellten Eingliederung nichts. Der Senat 
habe bereits mehrfach entschieden, dass bei der Eingliederungsprüfung auch Rahmen-
vereinbarungen, regulatorische Vorgaben und „in der Natur der Sache“ liegende Um-
stände zu berücksichtigen seien. 

Gleichwohl habe die Feststellung der Versicherungspflicht aufgehoben werden müssen, 
da eine solche aufgrund der Übergangsregelung des § 127 Abs. 1 S. 1 SGB IV erst ab 
dem 1. Januar 2027 eintrete. Die am 1. März 2025 in Kraft getretene Vorschrift sei auf den 
vorliegenden Fall anwendbar. 
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Dies ergebe sich insbesondere aus dem gesetzgeberischen Zweck, „für einen begrenzten 
Zeitraum von zwingenden Beitragsnachforderungen abzusehen“, da sich Bildungseinrich-
tungen „zum Teil hohen Nachforderungen von Sozialversicherungsausgaben"  ausgesetzt 
hätten und ihre Existenz gefährdet sahen, während ihnen gleichzeitig eine herausragende 
gesamtgesellschaftliche Bedeutung beizumessen sei. Dieses Ziel würde verfehlt, wenn 
die Übergangsregelung nur auf Feststellungen nach dem 1. März 2025 anwendbar wäre. 

Die Voraussetzungen des § 127 Abs. 1 Satz 1 SGB IV seien erfüllt: Der Kläger habe eine 
Lehrtätigkeit ausgeübt, die Beklagte habe im Statusfeststellungsverfahren Beschäftigung 
angenommen, beide Kläger seien von einer selbstständigen Tätigkeit ausgegangen, und 
der Kläger habe wirksam der Verschiebung des Eintritts der Versicherungspflicht zuge-
stimmt. Eine Zustimmung erst im Revisionsverfahren werde von der Vorschrift nicht aus-
geschlossen. 

Sozialversicherungspflicht der Be-
schäftigung eines niedergelasse-
nen Arztes in einem Krankenhaus 

13.11.2025 

- B 12 BA 4/23 R - 

Ein Arzt, der als Gesellschafter einer Gemeinschaftspraxis aufgrund eines Koope-
rationsvertrages ärztliche Leistungen für ein Krankenhaus erbringt, ist sozialversi-

cherungspflichtig beschäftigt. Hierbei ist es unerheblich, dass der Arzt nicht un-
mittelbar selbst Vertragspartner des Krankenhauses ist . 

Dies hat der 12. Senat des Bundessozialgerichts entschieden. 
– Mitgeteilt durch Terminbericht vom 13.11.2025 – 

Sachverhalt 

Der Kläger betreibt gemeinsam mit drei weiteren Ärzten eine Gemeinschaftspraxis für Ne-
phrologie in der Rechtsform einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts. Mit der Beigeladenen 
zu 1. einem Krankenhaus ohne eigene Nephrologen schloss diese Gesellschaft zum 1.  
Oktober 2016 einen unbefristeten Kooperationsvertrag und verpflichtete sich zur Über-
nahme von nephrologischen Leistungen bei Patienten durch ihre Gesellschafter oder an-
gestellte qualifizierte Ärzte.  

 

 

 

https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Verhandlungen/DE/2025/2025_11_13_B_12_BA_04_23_R.html;jsessionid=7280D5378A26A96284F417D8F7A1BEC1.internet981
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Die Praxis bestimmte die eingesetzten Ärzte und hatte im Verhinderungsfall die Vertretung 
zu regeln. Die Klinik stellte die organisatorischen Rahmenbedingungen: Die Praxis war 
verpflichtet, die von der Klinik vorgehaltenen Mittel zu verwenden, die zur Abrechnung 
notwendigen Auskünfte zu erteilen und die eigene Dienstkleidung einzusetzen. Die er-
brachten Leistungen wurden von der Klinik durch Pauschalen bei Dialyseleistungen oder 
auf der Basis der Gebührenordnung für Ärzte vergütet. 

Die Beklagte (Deutsche Rentenversicherung Bund) stellte die Versicherungspflicht in der 
gesetzlichen Rentenversicherung und nach dem Recht der Arbeitsförderung fest. Das 
Landessozialgericht hat die Klage abgewiesen mit der Begründung, der Kläger sei in den 
Betriebsablauf der Klinik eingegliedert gewesen und habe dort eine eigene Dienstpflicht 
in persönlicher Abhängigkeit zur Klinik erbracht und dafür eine Vergütung erhalten. 

Mit seiner Revision rügte der Kläger die Verletzung von § 7 Abs. 1 SGB IV i.V.m. § 1 S. 
1 SGB VI und § 25 Abs. 1 S. 1 SGB III. Da der Kooperationsvertrag ausschließlich im 
Namen der Gesellschaft bürgerlichen Rechts geschlossen wurde, bestehe gegenüber dem 
Krankenhaus keine Verpflichtung des Klägers zur persönlichen Arbeitsleistung, und er 
könne auch keine Vergütung direkt vom Krankenhaus verlangen. Weder die gesamt-
schuldnerische Haftung noch eine analoge Haftung nach § 128 HGB begründe eine Pflicht 
zur persönlichen Leistungserbringung. Die Gesellschaft entscheide, welcher Gesellschaf-
ter die ärztliche Leistung erbringe und wie die Gesamteinnahmen intern verteilt werden; 
zudem trage der Kläger als Gesellschafter ein unternehmerisches Risiko und müsse sich 
nicht in die Abteilungsstruktur des Krankenhauses eingliedern.  

Die Entscheidung des Bundessozialgerichts 

Die Revision des Klägers vor dem 12. Senat des Bundessozialgerichts hatte keinen Erfolg. 

Das Bundessozialgericht urteilte, dass der Kläger bei seinen Einsätzen für die Beigela-
dene zu 1. Als Beschäftigter der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung und nach dem Recht der Arbeitsförderung unterliege. 

Die Tatsache, dass der Kooperationsvertrag im Namen der Berufsausübungsgemein-
schaft geschlossen wurde, stehe der Beschäftigung des Klägers nicht entgegen. Er haftet 
als Gesellschafter akzessorisch für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft (§ 128 HGB 
analog a.F.), und die Umstände seiner Tätigkeit sprächen nicht überwiegend für eine 
selbstständige Dienstleistung. Der Kläger sei persönlich von der Beigeladenen zu 1. ab-
hängig. 
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Nach der Rechtsprechung des Senats seien Honorarärzte in Krankenhäusern regelmäßig 
abhängig beschäftigt und der Kläger sei in einem vergleichbaren Umfang in die Klinik 
eingegliedert gewesen. Er habe Leistungen an Patienten erbracht, dabei die Einrichtun-
gen und das Personal der Klinik ohne Entgelt genutzt . Die Klinik habe bei Meinungsver-
schiedenheiten das Letztentscheidungsrecht besessen. 

Das Recht der Berufsausübungsgemeinschaft, den jeweils einzusetzenden Arzt selbst zu 
bestimmen, ändere nichts an der Bewertung der Beschäftigung. Auch wenn die Höchst-
persönlichkeit einer Leistung ein Indiz für Beschäftigung sei, führe ihr Fehlen nicht auto-
matisch zur Selbstständigkeit. Aufgrund der vertraglich geforderten Qualifikation und der 
Zugehörigkeit des Klägers zur Gemeinschaftspraxis sei sein persönlicher Einsatz erfor-
derlich gewesen, insbesondere da die Klinik keine eigenen Nephrologen habe. Der K läger 
sei zudem gegen Entgelt tätig gewesen, und das zwischen der Gemeinschaftspraxis und 
der Beigeladenen vereinbarte Entgelt sei als seine Vergütung heranzuziehen, auch wenn 
er es nur im Innenverhältnis im Rahmen der Gewinnverteilung erhalte.  

Höhe des Arbeitslosengeldes II für 
2022 verfassungsgemäß 

02.12.2025 

- B 7 AS 20/24 R - 

- B 7 AS 30/24 R - 

- B 7 AS 6/25 R - 

Die Höhe der Regelbedarfe für das Jahr 2022 ist nicht in verfassungswidriger 
Weise zu niedrig bemessen worden. Ein Verstoß gegen das Grundrecht auf Ge-

währleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums liegt nicht vor.  

Dies hat der 7. Senat des Bundessozialgerichts in drei Verfahren entschieden. 
– Mitgeteilt durch Pressemitteilung vom 02.12.2025  – 

Sachverhalt 

Die Kläger begehrten höheres Arbeitslosengeld II für jeweils verschiedene Zeiträume im 
Jahr 2022. 

Sie waren der Meinung, die der Bewilligung von Arbeitslosengeld II zugrundeliegenden 
Regelbedarfe seien verfassungswidrig zu niedrig bemessen. 

Mit ihren vom Senat zugelassenen Revision rügten die Kläger die Verletzung materiellen 
Rechts. Es habe infolge der Inflation eine deutlich erkennbare und erhebliche Diskrepanz 
zwischen der tatsächlichen Preisentwicklung und derjenigen gegeben, die bei der Fort-
schreibung der Regelbedarfsstufen berücksichtigt worden sei.  

https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/2025_30.html
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Seit 2021 seien die regelbedarfsrelevanten Preise gestiegen. Wäre diese reale Preisent-
wicklung zugrunde gelegt worden, hätte der Regelbedarf für 2022 höher ausfallen müs-
sen. Daraus folge, dass die gewährten Leistungen offensichtlich unzureichend und nicht 
verfassungskonform gewesen seien. Es fehle an einer verfassungsrechtlich ausreichen-
den und zeitnahen Reaktion des Gesetzgebers auf die inflationäre Entwicklung. Die für 
Juli 2022 gewährte Einmalzahlung von 200 Euro habe diese Defizite nicht ausgleichen 
können; zudem sei sie lediglich eine pauschale, nicht tragfähig begründete Sonderleistung 
für einen einzelnen Monat.  

Der ab 2023 geänderte Mechanismus zur Fortschreibung der Regelbedarfe, stelle  keine 
geeignete Reaktion dar, da er vergangene Zeiträume nicht erfasse. 

Die Entscheidung des Bundessozialgerichts 

Die Revisionen der Kläger vor dem 7. Senat des Bundessozialgerichts hatten keinen Er-
folg. 

Das Bundessozialgericht urteilte, dass die Höhe der Regelbedarfe für das Jahr 2022 nicht 
in verfassungswidriger Weise zu niedrig bemessen worden ist . 

Die Höhe der Leistungen sei auch unter Berücksichtigung des Kaufkraftverlusts im Jahr 
2022 nicht offensichtlich unzureichend gewesen. Zwar hätten sich die regelbedarfsrele-
vanten Preise im Verlauf des Jahres 2022 insgesamt um etwa 12 Prozent erhöht, während  
die Regelbedarfe zum 1. Januar 2022 lediglich um 0,76 Prozent angehoben worden seien. 
Dennoch resultierte daraus noch nicht, dass die Regelbedarfe evident zu niedrig gewesen 
seien. 

Zudem betonte das Bundessozialgericht, dass bei der Beurteilung, ob das Existenzmini-
mum unterschritten worden sei, nicht allein die Regelbedarfsbeträge maßgeblich, sondern 
auch weitere Leistungen nach dem SGB II einzubeziehen seien. Auf die unerwartet star-
ken Preissteigerungen im Verlauf des Jahres 2022, die insbesondere auf die wirtschaftli-
chen Folgen des Kriegs in der Ukraine zurückzuführen gewesen seien, habe der Gesetz-
geber kurzfristig mit einer einmaligen Zahlung von 200 Euro für den Monat Juli 2022 re a-
giert. Diese Zahlung habe den für die Regelbedarfsbemessung relevanten Kaufkraftver-
lust im ersten Halbjahr 2022, der sich bezogen auf die Regelbedarfsstufe 1 auf rund 85 
Euro belaufen habe, ausgeglichen.  
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Darüber hinaus habe der Gesetzgeber bereits mit Blick auf das zweite Halbjahr 2022 einen 
neuen Mechanismus zur Fortschreibung der Regelbedarfe eingeführt, der zum 1. Januar 
2023 zu einer deutlichen Anhebung der Regelbedarfe der Regelbedarfsstufe 1 um 11,8 
Prozent geführt habe. 

Gesetzliche Krankenversicherung: 
Beitragspflicht freiwillig Versicher-

ter  

10.12.2025 

- B 6a/12 KR 1/24 R 
- 

Freiwillige Mitglieder der gesetzlichen Krankenkasse müssen auch dann Beiträge 
aus ihrem Arbeitsentgelt zahlen, wenn ihnen dieses nicht zugeflossen ist . Für die 
Beitragsbemessung ist gemäß dem Entstehungsprinzip allein der Entgeltanspruch 

maßgeblich, unabhängig davon, ob und in welcher Höhe dieser Anspruch durch 
Entgeltzahlung erfüllt wurde. 

Dies hat der 6a. Senat des Bundessozialgerichts entschieden. 
– Mitgeteilt durch Terminbericht vom 10.12.2025  – 

Sachverhalt 

In Streit Stand, ob der Kläger als freiwilliges Mitglied der beklagten Krankenkasse aus 
seinem Gehalt als angestellter Geschäftsführer Beiträge zur gesetzlichen Krankenversi-
cherung zu zahlen hat, obwohl ihm dieses nicht zugeflossen ist.  

Der Kläger, ein angestellter Geschäftsführer, erhielt ab dem 1. Januar 2015 sein vertrag-
lich vereinbartes monatliches Gehalt von 5000 Euro nicht mehr. Das Arbeitsverhältnis en-
dete zum 30. November 2015.  

Das Insolvenzverfahren über das Vermögen der Arbeitgeberin wurde erst am 1. März 2016 
eröffnet. Obwohl der Kläger seine Gehaltsansprüche zur Insolvenztabelle anmeldete, er-
hielt er keine Zahlungen. Die Beklagte (Techniker Krankenkasse) setzte dennoch für de n 
Zeitraum Januar bis November 2015 Beiträge auf der Grundlage eines Einkommens ober-
halb der damaligen Beitragsbemessungsgrenze von 4125 Euro fest; der hiergegen gerich-
tete Widerspruch des Klägers blieb ohne Erfolg. 

Das LSG wies die Klage ab und stellte darauf ab, dass Beiträge auch auf arbeitsvertraglich 
geschuldetes, aber nicht ausgezahltes Entgelt zu entrichten seien, da allein das Entste-
hungsprinzip maßgeblich sei. Ein Abweichen würde angesichts der Dauer von Inso lvenz-
verfahren erhebliche Schwierigkeiten bei der Beitragsfestsetzung verursachen.  

https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Verhandlungen/DE/2025/2025_12_10_B_06a_12_KR_01_24_R.html
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Mit seiner Revision machte der Kläger eine Verletzung von § 240 Abs. 1 S. 2 SGB V sowie 
des allgemeinen Gleichheitssatzes geltend. Er trug vor, das Entstehungsprinzip sei für 
versicherungspflichtige Beschäftigte sachgerecht, weil dort der Arbeitgeber Beitr ags-
schuldner sei, als freiwilliges Mitglied trage er jedoch selbst das Insolvenzrisiko, wenn er 
sich nicht auf die fehlende Auszahlung des Gehalts berufen könne. Zudem werde er ge-
genüber abhängig Beschäftigten und gegenüber selbstständigen freiwillig Versicherten, 
bei denen der tatsächliche Zufluss berücksichtigt werde, sachlich nicht gerechtfertigt un-
gleich behandelt. 

Die Entscheidung des Bundessozialgerichts 

Die Revision des Klägers vor dem 6a. Senat des Bundessozialgerichts hatte keinen Erfolg. 

Das Bundessozialgericht urteilte, dass der Kläger als freiwilliges Mitglied der Beklagten 
aus seinem Arbeitsentgelt als angestellter Geschäftsführer Beiträge zur gesetzlichen 
Krankenversicherung zu zahlen hatte, obwohl ihm dieses nicht zugeflossen ist. 

Die Beitragshöhe richte sich auch bei freiwillig Versicherten grundsätzlich nach dem ar-
beitsvertraglich geschuldeten Arbeitsentgelt. Maßgeblich sei dabei – ebenso wie für Ver-
sicherungs- und Beitragspflicht – das in § 22 Abs. 1 S. 1 SGB IV verankerte Entstehungs-
prinzip, wonach Beitragsansprüche bereits mit dem Vorliegen der gesetzlichen Voraus-
setzungen entstünden. Daher komme es allein auf den arbeitsrechtlich geschuldete Ent-
geltanspruch an, unabhängig davon, ob und in welcher Höhe dieser Anspruch im Ergebnis 
durch Entgeltzahlung erfüllt werde. 

Eine Abweichung hiervon für freiwillige Mitglieder, obwohl diese die Beiträge selbst zu 
zahlen hätten, sei nach § 240 Abs. 2 S. 1 SGB V ausgeschlossen, da bei der Bestimmung 
ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit mindestens die Einnahmen eines vergleich baren 
versicherungspflichtigen Beschäftigten anzusetzen seien. Zudem werde die Leistungsfä-
higkeit freiwilliger Mitglieder bereits durch das geschuldete Arbeitsentgelt geprägt.  

Weiter führte das Bundessozialgericht aus, dass die unterschiedliche Behandlung freiwil-
lig Versicherter gegenüber pflichtversicherten Beschäftigten beim Beitragseinzug keinen 
Verstoß gegen den Gleichheitssatz darstelle, da freiwillig Versicherte grundsätzlich weni-
ger schutzbedürftig seien. Auch eine Ungleichbehandlung gegenüber (selbstständigen) 
freiwillig Versicherten liege nicht vor, weil dort aus sachlichen Gründen auf den steuer-
rechtlich ermittelten Gewinn und damit auf tatsächlich zugeflossene Einnahmen abgestellt 
werde. 
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Dies sei durch die schwankende Natur selbstständiger Einkünfte gerechtfertigt. Zudem 
sprächen Gründe der Verwaltungsvereinfachung für die grundsätzliche Parallelität von so-
zialversicherungs- und steuerrechtlicher Einkommensermittlung bei selbstständigen Tä-
tigkeiten. 

Europäischer Gerichtshof 

Arbeitszeit bei Fahrten zu verschie-
denen Einsatzorten 

09.10.2025 

- C-110/24 - 

Die Zeit, die Arbeitnehmer gemeinsam mit einem vom Arbeitgeber gestellten Fahr-
zeug zu einer vom Arbeitgeber festgelegten Uhrzeit für die Hin- und Rückfahrt von 

einem bestimmten, durch den Arbeitgeber bestimmten Ausgangsort zu dem Ort 
aufwenden, an dem sie die im Arbeitsvertrag vereinbarte charakteristische Arbeits-

leistung erbringen, ist als „Arbeitszeit“ im Sinne von Art. 2 Nr. 1 der Arbeitszeit-
richtlinie 2003/88/EG zu berücksichtigen. 

Dies hat der Europäische Gerichtshof am 09.10.2025 entschieden. 

Sachverhalt 

In Streit stand die Einrechnung der Fahrzeit von Arbeitnehmern zu Beginn und am Ende 
ihres Arbeitstages in ihre Arbeitszeit zwischen der spanischen Gewerkschaft STAS-IV und 
dem spanischen öffentlichen Unternehmen VAERSA, das mit der Durchführung öffentli-
cher Investitionen zur Verbesserung der Naturräume betraut ist.  

Das Unternehmen setzte seine Arbeitnehmer in den Provinzen Valencia, Alicante und 
Castellón ein. Sie fuhren jeden Arbeitstag selbstständig von ihrem Wohnsitz zu einem 
Stützpunkt, wo sie sich um 8:00 Uhr einfanden, und wurden von dort mit Firmenfahrzeugen 
zu ihren Einsatzgebieten gebracht. Die Arbeitszeit endete um 15:00 Uhr, danach erfolgte 
die Rückfahrt zum Stützpunkt, von wo aus die Arbeitnehmer selbstständig nach Hause 
fuhren. VAERSA wertete die Fahrzeit vom Stützpunkt zur Arbeitsstelle als Arbeitszeit, die 
Rückfahrt zum Stützpunkt hingegen nicht. 
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In dem Vorabentscheidungsersuchen ging es im Wesentlichen um die Frage, ob Art.  2 
Nr. 1 der Richtlinie 2003/88 dahin auszulegen ist, dass die Zeit für Hin- und Rückfahrten, 
die Arbeitnehmer zu einer von ihrem Arbeitgeber festgelegten Uhrzeit mit einem Fahrzeug 
des Arbeitgebers gemeinsam zurücklegen müssen, um sich von einem bestimmten, vom 
Arbeitgeber festgelegten Ort an den Ort zu begeben, an dem die im zwischen ihnen und 
dem Arbeitgeber geschlossenen Arbeitsvertrag vorgesehene charakteristische Leistung 
erbracht wird, als „Arbeitszeit“ im Sinne dieser Bestimmung zu betrachten ist.  

Die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs 

Der Europäische Gerichtshof urteilte, dass es sich auch bei der Rückfahrt um Arbeitszeit 
handelt. 

Art. 2 Nr. 1 der Arbeitszeitrichtlinie definiert „Arbeitszeit“ als „jede Zeitspanne, während 
der ein Arbeitnehmer (…) arbeitet, dem Arbeitgeber zur Verfügung steht und seine Tätig-
keit ausübt oder Aufgaben wahrnimmt“. „Ruhezeit“ gemäß Art. 2 Nr. 2 umfasst dagegen 
„jede Zeitspanne außerhalb der Arbeitszeit“, wobei diese beiden Kategorien sich gegen-
seitig ausschließen. Zwischenkategorien gibt es nicht. 

Der Europäische Gerichtshof prüft drei Merkmale des Begriffs „Arbeitszeit“: 

Erstens müsse der Arbeitnehmer während dieser Zeit seine Tätigkeit ausüben oder Auf-
gaben wahrnehmen. Das sei bei Fahrten zwischen Wohnsitz und Kundenstandorten der 
Fall, wenn diese Fahrten notwendig sind, um die technischen Leistungen beim Kunden zu 
ermöglichen. Im konkreten Fall lege der Arbeitgeber die Bedingungen für die Fahrten vom 
Stützpunkt zur Arbeitsstelle und zurück fest – einschließlich der Abfahrtszeit, des verwen-
deten Fahrzeugs und der organisatorischen Abläufe.  

Zweitens müsse der Arbeitnehmer verpflichtet sein, sich an einem bestimmten Ort aufzu-
halten und dem Arbeitgeber zur Verfügung zu stehen, um gegebenenfalls sofort Leistun-
gen zu erbringen; das sei hier erfüllt. Hingegen stelle freie Zeit, die der Arbeitnehmer 
selbst gestalten kann, keine Arbeitszeit dar.  

Auch das dritte Kriterium sei erfüllt, da die Beschäftigten während dieses Zeitraums tat-
sächlich ihrer Arbeit nachgehen. Bei Arbeitnehmern ohne festen Einsatzort, die ihre Auf-
gaben bereits auf dem Weg zu einem Kunden oder zurück wahrnehmen, sei davon aus-
zugehen, dass sie auch während dieser Fahrten arbeiten.  



 

Employment Tracker 22 

Folgen bei unterbliebener Massen-
entlassungsanzeige 

30.10.2025 

- C-134/24 - 

- C 402/24 - 

Die Kündigung eines Arbeitsvertrags im Rahmen einer beabsichtigten Massenent-
lassung, die der zuständigen Behörde anzuzeigen ist, kann erst nach Ablauf der 

vorgesehenen Frist von 30 Tagen wirksam werden. Ein Arbeitgeber, der die Kündi-
gung eines Arbeitsvertrags unter Verstoß gegen die erstgenannte Bestimmung 

vorgenommen hat, ohne der zuständigen Behörde die beabsichtigte Massenentlas-
sung, in deren Rahmen diese Kündigung erfolgt, anzuzeigen, kann die fehlende 

Anzeige nicht in der Weise nachholen, dass damit die Kündigung 30 Tage nach der 
Nachholung wirksam würde. 

Dies hat der Europäische Gerichtshof am 30.10.2025 entschieden. 

Sachverhalt 

Den Entscheidungen lag jeweils eine Massenentlassung zugrunde. 

Im Fall Tomann (C-134/24) hatte der Arbeitgeber es versäumt, diese überhaupt bei der 
zuständigen Agentur für Arbeit anzuzeigen, wie es nach § 17 Abs. 3 S. 1 KSchG gesetz-
lich vorgesehen ist. Anders als vom Arbeitgeber ursprünglich angenommen, war der 
Schwellenwert von 20 regelmäßig Beschäftigten erreicht.  

Im Fall Sewel (C-402/24) ging es hingegen um die Rechtswirkung einer fehlerhaften bzw. 
unvollständigen Anzeige. Der Arbeitgeber hatte zwar eine Anzeige erstattet, dieser aber 
weder eine abschließende Stellungnahme der Arbeitnehmervertreter zur Konsultation bei-
gefügt noch konkrete Angaben zum Inhalt der im Rahmen dieser Konsultation geführten 
Gespräche gemacht 

Der 6. Senat des Bundesarbeitsgerichts beabsichtigte, von der bisherigen Rechtspre-
chung abzuweichen, wonach Fehler im Anzeigeverfahren automatisch zur Unwirksamkeit 
einer Kündigung führen. Da dies im Widerspruch zur Linie des 2. Senats stand, wurde ein 
Divergenzanfrageverfahren eingeleitet. In diesem Zusammenhang legte der 2. Senat dem 
Europäischen Gerichtshof am 1. Februar 2024 Fragen zur Auslegung der Massenentlas-
sungsrichtlinie vor. Kurz darauf stellte auch der 6. Senat (am 23. Mai 2024) ähnliche Fra-
gen an den Europäischen Gerichtshof. 

 

https://dejure.org/gesetze/KSchG/17.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-402/24
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Die Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs 

Der Europäische Gerichtshof stellte klar, dass das Kernziel der Massenentlassungsricht-
linie darin besteht, vor Massenentlassungen eine Konsultation der Arbeitnehmervertre-
tung durchzuführen und die zuständige Behörde ordnungsgemäß zu informieren. Das An-
zeigeverfahren bleibe zwingende Wirksamkeitsvoraussetzung für Kündigungen.  

Nach § 18 KSchG dürfe eine Kündigung erst einen Monat nach Eingang der vollständigen 
Anzeige ausgesprochen werden. Eine Verkürzung dieser Sperrfrist komme nur in Ausnah-
mefällen mit behördlicher Zustimmung in Betracht.  

Der Europäische Gerichtshof betonte, dass diese Frist der Behörde den notwendigen Prü-
fungszeitraum verschaffen soll, damit sie Maßnahmen zur Abfederung der arbeitsmarkt-
politischen Auswirkungen ergreifen kann. Nur so werde der Schutz der Arbeitnehmer und 
die Stabilität des Arbeitsmarkts gewährleistet. Zudem könne der Zweck der Richtlinie nicht 
erreicht werden, wenn die Anzeige unvollständig oder fehlerhaft sei, selbst wenn die Be-
hörde dies nicht moniere. Die 30-Tages-Frist beginne daher erst mit einer ordnungsgemä-
ßen Anzeige. 

Auch könne die versäumte Anzeige nicht nachträglich geheilt werden. Die Anzeige, die 
u. a. Gründe der Entlassungen, die Zahl der betroffenen Arbeitnehmer und den vorgese-
henen Entlassungszeitraum enthalten muss, diene nicht nur der behördlichen Transpa-
renz, sondern auch der Überprüfbarkeit der gesetzlichen Anforderungen durch die Arbeit-
nehmer. Es sei daher unzulässig, Kündigungen bereits vor der Anzeige auszusprechen 
und deren Wirksamkeit lediglich bis zur Nachreichung aufzuschieben, da dies den Zweck 
des Verfahrens unterlaufe.  

Fehlt eine ordnungsgemäße Anzeige, bleibe die Kündigung unheilbar nichtig. Das Verfah-
ren müsse vollständig neu durchgeführt werden, und Kündigungen könnten erst einen Mo-
nat nach Eingang einer vollständigen Anzeige wirksam werden, eine bloße Nachholung 
oder Korrektur ersetze dies nicht. Dies ergebe sich nicht zuletzt aus dem Wortlaut von Art.  
3 Abs. 1 der Massenentlassungsrichtlinie, wonach der Arbeitgeber "beabsichtigte" Mas-
senentlassungen anzeige müsse, was impliziere, dass die Entlassungen noch nicht erfolgt 
seien. 
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Gültigkeit der Richtlinie über ange-
messene Mindestlöhne in der EU 

11.11.2025 

- C-19/23 - 

Die Richtlinie über angemessene Mindestlöhne in der Europäischen Union ist zum 
Großteil gültig. Die Bestimmung, in der die Kriterien aufgeführt sind, die von Mit-
gliedstaaten, in denen es gesetzliche Mindestlöhne gibt, bei der Festlegung und 
Aktualisierung dieser Löhne zwingend zu berücksichtigen sind, sowie die Vor-

schrift, die eine Senkung dieser Löhne unterbindet, wenn sie einer automatischen 
Indexierung unterliegen, sind nichtig. 

Dies hat der Europäische Gerichtshof entschieden. 
– Mitgeteilt durch Pressemitteilung vom 11. November 2025 – 

Sachverhalt 

Am 19. Oktober 2022 erließ das Europäische Parlament und der Rat die EU-Richtlinie 
über angemessene Mindestlöhne (RL 2022/2041). Sie soll die Lebens - und Arbeitsbedin-
gungen in der EU verbessern, indem sie einen Rahmen für die Sicherstellung angemes-
sener gesetzlicher Mindestlöhne sowie für die Stärkung von Tarifverhandlungen zur Lohn-
festsetzung schafft. 

Dänemark hat dagegen Klage vor dem Gerichtshof erhoben und verlangt die vollständige 
Nichtigerklärung der Richtlinie. Das Land argumentierte, dass die Richtlinie gegen die 
Kompetenzverteilung zwischen EU und Mitgliedstaaten verstoße, weil sie in die Festset-
zung von Arbeitsentgelt und in das Koalitionsrecht eingreife. Dies seien Bereiche, für die 
die EU nach den Verträgen keine Zuständigkeit habe. 

Die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs 

Der Europäische Gerichtshof urteilte, dass sich der in den EU-Verträgen vorgesehene 
Ausschluss der Zuständigkeit der Union im Bereich des Arbeitsentgelts und des Koaliti-
onsrechts nicht auf sämtliche Fragen und Maßnahmen erstreckt, die lediglich in irgendei-
nem Zusammenhang mit diesen Themen stehen oder die in der Praxis Auswirkungen oder 
Folgen auf das Lohnniveau haben. 

Würde man dies anders sehen, würden bestimmte Kompetenzen der Union zur Unterstüt-
zung und Ergänzung der Tätigkeiten der Mitgliedstaaten im Bereich der Arbeitsbedingun-
gen ausgehöhlt. Der Ausschluss gelte nur, wenn das Unionsrecht unmittelbar in die Lohn-
festsetzung oder in das Koalitionsrecht eingreife. 

https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2025-11/cp250136de.pdf
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Nach Prüfung von Ziel und Inhalt der Mindestlohnrichtlinie stellte der Gerichtshof nur zwei 
konkrete Fälle eines solchen unmittelbaren Eingriffs fest: Zum einen schreibe die Richtli-
nie den Mitgliedstaaten mit gesetzlichen Mindestlöhnen Kriterien bei deren Festsetzung 
und Aktualisierung vor, was eine teilweise Harmonisierung der Mindestlohnbestandteile 
und damit einen unmittelbaren Eingriff in die Festsetzung des Arbeitsentgelts darstelle. 
Dasselbe gelte für die Vorschrift, die eine Absenkung gesetzlicher Mindestlöhne unter-
sage, sofern nationale Rechtsordnungen automatische Indexierungsanpassungen für 
diese Löhne vorsähen. 

Daher erklärte der Gerichtshof die Bestimmungen für nichtig, die diese unmittelbaren Ein-
griffe der Union in die Lohnfestsetzung beinhalteten und für die demzufolge keine EU-
Gesetzgebungskompetenz bestehe. Im Übrigen wies er die Klage Dänemarks ab.  

In Bezug auf die Bestimmung der Richtlinie über die „Förderung von Tarifverhandlungen 
zur Lohnfestsetzung“ stellte er insbesondere fest, dass die Richtlinie nicht unmittelbar in 
das Koalitionsrecht eingreife, etwa weil sie die Mitgliedstaaten nicht dazu verpflichte, dafür 
zu sorgen, dass mehr Arbeitnehmer Gewerkschaften beitreten. Ebenso wies der Gerichts-
hof den Einwand Dänemarks zurück, die Richtlinie beruhe auf einer unzutreffenden 
Rechtsgrundlage. 

Elektronischer Geschäftsverkehr 
und DSGVO 

02.12.2025 

- C-492/23 - 

Der Betreiber einer Online-Marktplatz-Website ist für die Verarbeitung der perso-
nenbezogenen Daten verantwortlich, die in den auf seiner Plattform veröffentlich-
ten Anzeigen enthalten sind. In diesem Zusammenhang muss er insbesondere vor 
der Veröffentlichung die Anzeigen identifizieren, die sensible Daten enthalten, und 

überprüfen, ob der Inserent tatsächlich die Person ist, deren Daten in einer sol-
chen Anzeige enthalten sind, oder ob er über die ausdrückliche Einwilligung die-

ser Person verfügt. 

Dies hat der Europäische Gerichtshof entschieden. 
– Mitgeteilt durch Pressemitteilung vom 02.12.2025  -  

 

 

 

https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2025-12/cp250150de.pdf
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Sachverhalt 

Russmedia Digital, eine Gesellschaft rumänischen Rechts, betreibt als Eigentümerin die 
Website publi24.ro, einen Online-Marktplatz, auf dem Nutzer kostenfrei oder entgeltlich 
Anzeigen einstellen können, unter anderem für Warenverkäufe und Dienstleistungen in 
Rumänien.  

Am 1. August 2018 veröffentlichte eine unbekannte Person auf der Plattform eine Anzeige, 
in der wahrheitswidrig behauptet wurde, eine Frau biete sexuelle Dienstleistungen an. Die 
Anzeige enthielt ohne ihre Zustimmung verwendete Fotos sowie ihre Telefonnummer. Die 
Betroffene empfand die Veröffentlichung als irreführend und schädigend und verlangte 
von der Betreiberin die Entfernung. Russmedia Digital löschte die Anzeige innerhalb einer 
Stunde nach der Aufforderung, allerdings war sie zu diesem Zeitpunkt bere its auf andere 
Websites weiterverbreitet worden und dort weiterhin abrufbar.  

Die Frau erhob daraufhin in Rumänien Klage, da sie ihre Rechte am eigenen Bild, ihre 
Ehre, ihren guten Ruf und ihr Privatleben verletzt sah und zudem Verstöße gegen daten-
schutzrechtliche Vorschriften geltend machte. Das erstinstanzliche Gericht in Cluj -Napoca 
gab der Klage statt und verurteilte Russmedia Digital zur Zahlung von 7.000 Euro imma-
teriellen Schadensersatzes. In der Berufungsinstanz wurde das Unternehmen jedoch von 
der Haftung freigesprochen, da das Fachgericht Cluj es als reinen Hosting-Anbieter ein-
stufte, der nicht für von Nutzern eingestellte Inhalte verantwortlich sei.  

Daraufhin legte die Betroffene ein Rechtsmittel beim Berufungsgericht Cluj ein. Dieses 
Gericht entschied, den Gerichtshof anzurufen, um eine Auslegung des Unionsrechts zu 
erhalten, insbesondere im Hinblick auf die Pflichten eines Betreibers eines Online -Markt-
platzes nach der DSGVO sowie auf die Frage, ob sich ein solcher Betreiber unter Berufung 
auf die in der Richtlinie 2000/31 vorgesehene Haftungsprivilegierung für Anbieter von 
Diensten der Informationsgesellschaft diesen Pflichten entziehen kann.  

Die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs 

Der Europäische Gerichtshof urteilte, dass der Betreiber einer Online-Marktplatz-Website 
für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten verantwortlich ist, die in den auf seiner 
Plattform veröffentlichten Anzeigen enthalten sind. Denn auch wenn die Anzeige von ei-
nem Nutzer eingestellt wird, werde sie erst durch den Online-Marktplatz im Internet veröf-
fentlicht und für andere Internetnutzer zugänglich gemacht.  
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Der Betreiber müsse daher vor der Veröffentlichung durch geeignete technische und or-
ganisatorische Maßnahmen diejenigen Anzeigen erkennen, die sensible personenbezo-
gene Daten enthielten, wie dies im vorliegenden Fall geschehen sei  und habe zu prüfen, 
ob der Nutzer, der eine solche Anzeige einstellen will, mit der Person identisch ist, deren 
sensible Daten in der Anzeige enthalten sind. Ist dies nicht der Fall, müsse er feststellen, 
ob die betroffene Person ausdrücklich in die Veröffentlichung ihrer Daten eingewilligt 
habe. Liege eine solche Einwilligung nicht vor, habe der Betreiber die Veröffentlichung der 
Anzeige zu verweigern, sofern keine andere in der DSGVO vorgesehene Ausnahme ein-
greife. 

Darüber hinaus müsse sich der Betreiber eines Online-Marktplatzes darum bemühen, zu 
verhindern, dass Anzeigen mit sensiblen Daten, die auf seiner Website veröffentlicht wür-
den, kopiert und auf anderen Websites unrechtmäßig weiterverbreitet würden. Hierzu 
müsse er geeignete technische und organisatorische Schutzmaßnahmen ergreifen. 

Abschließend stellte der Gerichtshof klar, dass sich der Betreiber eines Online-Marktplat-
zes nicht auf die in der Richtlinie 2000/31 vorgesehene Haftungsbefreiung berufen könne, 
um sich den ihm nach der DSGVO obliegenden Verpflichtungen zu entziehen.  

Anwendbares Recht bei Wechsel 
des gewöhnlichen Arbeitsorts 

11.12.2025 

- C-485/24 - 

Bei fehlender Rechtswahl im Arbeitsvertrag bestimmt sich das anwendbare Recht 
anhand der Gesamtumstände. Dabei sind sämtliche Gesichtspunkte zu berücksich-
tigen, die das Arbeitsverhältnis auszeichnen, wie der letzte gewöhnliche Arbeitsort 

und die Pflicht zur Anmeldung bei der Sozialversicherung. 

Dies hat der Europäische Gerichtshof entschieden. 
– Mitgeteilt durch Pressemitteilung vom 11.12.2025 – 

Sachverhalt 

Das in Luxemburg ansässige Transportunternehmen Locatrans stellte 2002 einen franzö-
sischen Staatsangehörigen als Fahrer ein, wobei der Arbeitsvertrag luxemburgisches 
Recht vorsah. Der Fahrer sollte Transporte in mehreren europäischen Ländern, darunter 
auch Frankreich, durchführen. Mit der Zeit verlagerte sich seine Tätigkeit zunehmend nach 
Frankreich. 

https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2025-12/cp250155de.pdf
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Im Jahr 2014 bestätigte der Arbeitgeber dies und verwies auf die Pflicht, ihn in der fran-
zösischen Sozialversicherung anzumelden. Nachdem der Fahrer eine Reduzierung seiner 
Arbeitszeit ablehnte, beendete Locatrans das Arbeitsverhältnis im selben Jahr.  

Der Fahrer klagte in Frankreich beim Amtsgericht Dijon, das seine Ansprüche nach Prü-
fung gemäß luxemburgischem Recht abwies. Das Berufungsgericht hob diese Entschei-
dung auf und stellte fest, dass nach dem Übereinkommen von Rom französisches Recht 
anzuwenden sei, da der gewöhnliche Arbeitsort in Frankreich liege. Locatrans legte gegen 
dieses Urteil Kassationsbeschwerde ein. 

Der französische Kassationsgerichtshof wandte sich daraufhin an den Europäischen Ge-
richtshof mit der Frage, welches Recht gilt, wenn die Vertragsparteien keine Rechtswahl 
getroffen haben und der Arbeitnehmer, nachdem er eine gewisse Zeit an einem bestimm-
ten Ort gearbeitet hat, dazu angehalten wird, seine Tätigkeit an einem anderen Ort aus-
zuüben, der zum neuen gewöhnlichen Arbeitsort werden soll.  

Die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs 

Der Europäische Gerichtshof urteilte, dass, der Ort, der zum neuen gewöhnlichen Arbeits-
ort werden soll, im Rahmen der Prüfung der Gesamtumstände zu berücksichtigen ist, um 
das Recht, das mangels einer Rechtswahl der Parteien anwendbar wäre, zu bestimmen.  

Das Übereinkommen von Rom schränke die freie Rechtswahl der Parteien insofern ein, 
dass sie nicht dazu führen dürfe, dass dem Arbeitnehmer der Schutz entzogen wird, der 
ihm nach den zwingenden Bestimmungen des anzuwendenden Rechts zusteht, dass im 
Fall fehlender Rechtswahl anzuwenden wäre. Zur Bestimmung des anwendbaren Rechts 
seien grundsätzlich zwei Kriterien vorgesehen: Das des Staates, in dem der Arbeitnehmer 
gewöhnlich seine Arbeit verrichtet, oder, falls dies nicht greife, das Recht des Staates, in 
dem die Niederlassung sitze, die den Arbeitnehmer eingestellt hat. Diese Kriterien seien 
jedoch nicht anzuwenden, wenn sich aus den Gesamtumständen eine engere Verbindung 
des Arbeitsvertrags zu einem anderen Staat ergibt; in diesem Fall sei das Recht dieses 
Staates maßgeblich. 

Der Gerichtshof erklärte, dass sich über das erste Kriterium kein Staat bestimmen lasse, 
wenn sich der gewöhnliche Arbeitsort im Verlauf des Arbeitsverhältnisses als Ganzem von 
einem Staat in einen anderen verlagert habe. 
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In einem solchen Fall sei auf das zweite Kriterium abzustellen, also auf das Recht des 
Sitzes der Niederlassung, die den Arbeitnehmer eingestellt hat. Im vorliegenden Fall liege 
diese Niederlassung in Bettembourg (Luxemburg). 

Der Kassationsgerichtshof habe jedoch noch zu entscheiden, ob sich aus der Gesamtheit 
der Umstände ergibt, dass der betreffende Arbeitsvertrag engere Verbindungen zu Frank-
reich aufweist. Dabei seien alle Gesichtspunkte des Arbeitsverhältnisses zu berücksic hti-
gen, insbesondere der zuletzt gewöhnliche Arbeitsort des Fahrers sowie seine Pflicht zur 
Anmeldung bei der französischen Sozialversicherung.  
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Anstehende Entscheidungen  

Mit der nachstehenden Übersicht über bevorstehende Entscheidungen des folgenden Monats sind Sie vorab informiert, über welche Rechtsfragen in Kürze 
entschieden werden und welche Auswirkungen dies für die Rechtspraxis haben kann!  

Gegenstand Termin/ AZ Anmerkung/ Hinweis für die Praxis 

Bundesarbeitsgericht 

Liefergebiet von Kurierfahrern als 
eigenständige betriebsratsfähige 

Einheit 

28.01.2026 

- 7 ABR 40/24 - 

In Streit steht die Wirksamkeit einer Betriebsratswahl. 

Die antragstellende Arbeitgeberin ist Teil einer Unternehmensgruppe, die Dienstleistungen 
rund um die Bestellung und Lieferung von Speisen von Restaurants an Kunden anbietet. 
Am Standort B1 betreibt sie eine Zentrale mit einer für die Auslieferungsfahrer z uständigen 
Personalabteilung sowie weiteren Fachabteilungen. In größeren Städten unterhält sie 
Hauptumschlagbasen (Hubs) mit Büros und Sozialeinrichtungen für Verwaltungs- und Back-
office-Tätigkeiten. In anderen Städten, den sog. Remote-Cities, beschäftigt sie ausschließ-
lich Auslieferungsfahrer, die überwiegend digital über eine App und per E-Mail mit der Ar-
beitgeberin kommunizieren. Die Fahrer melden sich in der App als einsatzbereit an und 
erhalten darüber ihre jeweiligen Lieferaufträge. Bei ungeplanten Ereignissen wie Lieferver-
zögerungen, Kundenbeschwerden oder Unfällen können sie über die App Kontakt zur Zent-
rale aufnehmen und Unterstützung erhalten. 

Zunächst bestand bei der Arbeitgeberin ein „Betriebsrat Nord“, der für einige Liefergebiete 
bzw. Standorte zuständig war. Nach seinem Rücktritt am 7. Juli 2022 bestellte dieser unter 
anderem einen Wahlvorstand für eine Betriebsratswahl ausschließlich für das Liefergebiet 
B2, eine Remote-City mit damals 71 Auslieferungsfahrern. Am 16. Dezember 2022 wurde 
dort ein fünfköpfiger Betriebsrat gewählt. 

Die Arbeitgeberin focht die Betriebsratswahl an und machte geltend, der Betriebsbegriff sei 
verkannt worden, da im Liefergebiet B2 keine institutionalisierten Leitungsfunktionen be-
stünden. Der Betriebsrat vertrat dagegen die Auffassung, das Liefergebiet de r Kurierfahrer 
stelle einen eigenständigen Betrieb dar, weil sich dort sowohl die Restaurants als auch die 
Kunden befänden und damit der Schwerpunkt der betrieblichen Tätigkeit liege.  
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Die Leitung erfolge von verschiedenen Orten aus, sodass angesichts moderner Kommuni-
kationsmittel der Standort des Leitungsapparates unerheblich sei. Andernfalls könne der 
Arbeitgeber durch bloße Versetzung von Führungskräften die Betriebsratsstruktur beliebig 
verändern. Darüber hinaus sei die Arbeitgeberin nach § 19 Abs. 3 S. 3 BetrVG von der 
Wahlanfechtung ausgeschlossen, da sie bewusst eine unzutreffende Wählerliste übergeben 
habe und bereits zu diesem Zeitpunkt den Betriebszuschnitt hätte klären müssen. 

Das Amtsgericht gab dem Wahlanfechtungsantrag der Arbeitgeberin statt. Das Landesar-
beitsgericht wies die hiergegen gerichtete Beschwerde des Betriebsrats zurück. Gegen 
diese Entscheidung richtet sich die Rechtsbeschwerde des Betriebsrats.  

AGG-Entschädigung wegen Kopf-
tuchverbot für Luftsicherheitsas-

sistentinnen 

29.01.2026 

- 8 AZR 49/25 - 

In Streit steht eine Entschädigung wegen einer Benachteiligung im Bewerbungsverfahren 
aus Gründen der Religion. 

Die Klägerin ist muslimischen Glaubens und hält sich aus religiöser Überzeugung dazu ver-
pflichtet, in der Öffentlichkeit ein Kopftuch zu tragen. Die Beklagte erbringt als von der Bun-
despolizei beliehene Unternehmerin an deutschen Flughäfen Sicherheitsdiens tleistungen 
bei der Passagier- und Gepäckkontrolle durch Luftsicherheitsassistenten und ist Teil einer 
Unternehmensgruppe. Die Personalgewinnung erfolgt über ein zugehöriges Unternehmen, 
das nach Vorgaben der Beklagten Zu- oder Absagen erteilt. 

Am 1. März 2023 bewarb sich die Klägerin auf eine Stelle als „Luftsicherheitsassistentin 
(m/w/d)“. Nach Aufforderung reichte sie einen Lebenslauf ein, dessen Profilbild sie mit ei-
nem roten Kopftuch zeigt, das die Haare, nicht das Gesicht, vollständig bedeckt. Am 6. März 
2023 wurde ihre Bewerbung ohne Angabe von Gründen abgelehnt, auch auf Nachfrage 
erhielt sie keine Begründung.  

Die Klägerin machte daraufhin sowohl gegenüber dem Personalgewinnungsunternehmen 
als auch gegenüber der Beklagten Ansprüche nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetz (AGG) geltend. Sie ist der Meinung, wegen ihres Kopftuchs abgelehnt und damit 
diskriminiert worden zu sein. Beide wiesen die Ansprüche zurück. Auf Anfrage teilte die 
zuständige Bundespolizeidirektion später mit, dass das Tragen von Kopftüchern während 
der Dienstausübung an Luftsicherheitskontrollstellen nicht zulässig sei.  

Mit ihrer Klage verlangt die Klägerin von der Beklagten eine Entschädigung in Höhe eines 
Monatsgehalts (3.500 Euro) wegen Diskriminierung aus religiösen Gründen. Sie hält ein 
Neutralitätsgebot für nicht einschlägig, da lediglich religiöse Kleidung, nicht a ber religiöse 
Symbole wie Schmuck untersagt würden. 
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Die Beklagte bestreitet eine Diskriminierung und macht geltend, es lägen keine ausreichen-
den Indizien für eine Diskriminierung vor, die Ablehnung sei wegen Lücken im Lebenslauf 
erfolgt. Zudem beschäftige sie zahlreiche Arbeitnehmerinnen mit Kopftuch, die d ieses wäh-
rend der Arbeitszeit ablegten. Der Wunsch nach einem neutralen Auftreten gegenüber Kun-
den sei von der unternehmerischen Freiheit gedeckt, durch eine Konzernbetriebsvereinba-
rung geregelt und zusätzlich durch die Anordnung der Bundespolizei gerechtfertigt. 

Das Amtsgericht gab der Klage statt. Das Landgericht wies die Berufung der Beklagten 
zurück. Hiergegenwendet sich die Beklagte mit der Revision. 
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Gesetzesinitiativen, wichtige Meldungen & Anträge  

In diesem Abschnitt werden für den Monat bedeutende Initiativen, Pressemitteilungen und Veröffentlichungen kurz und prägnant auf den Punkt gebracht, 
sodass Sie stets über Neuerungen sowie bislang lediglich geplante Vorhaben informiert sind.  

Gegenstand Timeline Anmerkung/ Hinweis für die Praxis 

Sechste Verordnung zur Änderung 
der Versorgungsmedizin-Verord-

nung 

03.10.2025 Am 03. Oktober 2025 wurde die Sechste Verordnung zur Änderung der Versorgungsmedizin-
Verordnung abgeschlossen. 

▪ Die VersMedVO regelt, welche Gesundheitseinschränkung zu welchem Grad der Be-
hinderung führt.  

Die Verordnung wurde teilhabeorientiert überarbeitet und an den medizinischen Fortschritt 
angepasst. 

Behindertengleichstellungsgesetz  19.11.2025 Der Referentenentwurf des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales für ein Gesetz zur Ände-
rung des Behindertengleichstellungsgesetzes wurde veröffentlicht. 

▪ Im privaten Bereich verfolgt der Entwurf das Ziel, den Zugang zu privaten Gütern und 
Dienstleistungen für Menschen mit Behinderungen spürbar und nachhaltig zu verbes-
sern, ohne dabei Unternehmen unverhältnismäßig stark zu belasten.  

Im öffentlichen Bereich verfolgt der Entwurf das Ziel, die bauliche und kommunikative Bar-
rierefreiheit in Bundesbehörden und anderen öffentlichen Stellen des Bundes zu verbes-
sern. 

Leistungsrechtsanpassungsgesetz 19.11.2025 Das Bundeskabinett hat am 19. November 2025 beschlossen, den Gesetzesentwurf des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales für ein „Leistungsrechtsanspassungsgesetz“ in 
den Deutschen Bundestag einzubringen. 

▪ Der Gesetzentwurf sieht vor, dass Geflüchtete aus der Ukraine mit Aufenthaltsrecht 
nach der "Massenzustromrichtlinie", die nach dem 1. April 2025 eingereist sind, bei Be-
dürftigkeit Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz erhalten. Sie werden da-
mit den Menschen gleichgestellt, die aus anderen Ländern und anderen Gründen als 
Geflüchtete zu uns kommen. 

https://www.gesetze-im-internet.de/versmedv/BJNR241200008.html
https://www.gesetze-im-internet.de/versmedv/BJNR241200008.html
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Referentenentwuerfe/gesetzes-zur-aenderung-des-behindertengleichstellungsgesetzes.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Referentenentwuerfe/leistungsrechtsanpassungsgesetz.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Referentenentwuerfe/leistungsrechtsanpassungsgesetz.pdf?__blob=publicationFile&v=7
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▪ Derzeit erhalten Menschen aus der Ukraine bei Bedürftigkeit Leistungen der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende oder, wenn sie nicht erwerbsfähig sind, Leistungen der So-
zialhilfe. 

Im Einzelnen 

▪ Ziel der Bundesregierung ist es, die schnelle und nachhaltige Integration in Arbeit und 
Gesellschaft zu ermöglichen.  

▪ Arbeitsfähige, nicht erwerbstätige Geflüchtete werden mit dem Gesetz verpflichtet, sich 
umgehend um eine Erwerbstätigkeit zu bemühen. Die Arbeitsagenturen werden sie hier-
bei unterstützen.  

▪ Zeigen die Geflüchteten keine Eigenbemühungen, soll ihnen eine Arbeitsgelegenheit 
zugewiesen werden. Falls eine Vermittlung in Arbeit wegen fehlender Sprachkenntnisse 
nicht möglich ist, sollen die Geflüchteten zur Teilnahme an einem Integrationskurs ver-
pflichtet werden. 

▪ Der Rechtskreiswechsel wird für die Leistungsberechtigten wie auch für die Verwaltun-
gen möglichst aufwandsarm und praktikabel erfolgen. Hierzu enthält der Gesetzentwurf 
Übergangsregelungen, um aufwändige Erstattungsverfahren zu vermeiden.  

Erhöhung des Mindestlohns in der 
Altenpflege 

19.11.2025 Die Pflegekommission hat sich einstimmig auf höhere Mindestlöhne für Beschäftigte in der 
Altenpflege geeinigt. 

▪ Am 1. Juli 2026 und am 1. Juli 2027 sollen die Mindestlöhne für Pflegekräfte in Deutsch-
land in zwei Schritten steigen. 

▪ Die aktuelle Pflegemindestlohn-Verordnung ist noch bis 30. Juni 2026 gültig. 

▪ Höhe richtet sich nach der Qualifikationsstufe der Pflegekräfte 

▪ Gilt im gesamten Bundesgebiet und ist für alle Arbeitgeber der Branche verbindlich – in 
ambulanten, teilstationären oder stationären Einrichtungen – ungeachtet etwaiger hö-
herer Ansprüche aus Arbeits- oder Tarifvertrag. 

▪ Zudem empfiehlt die Pflegekommission einen Anspruch auf zusätzlichen bezahlten Ur-
laub über den gesetzlichen Urlaubsanspruch hinaus. Dieser soll weiterhin (bis zum 
30.09.2028) neun Tage pro Kalenderjahr (bei einer 5-Tage-Woche) betragen.  
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Geplante Erhöhungsschritte (Lohn pro Stunde) 

▪ Pflegehilfskraft:                    16,10 € (aktuell); 16,52 € (ab 1.7.2026); 16,95 € (ab 
1.7.2027) 

▪ Qualifizierte Pflegehilfskraft:      17,35 € (aktuell); 17,80 € (ab 1.7.2026); 18,26 € (ab 
1.7.2027) 

▪ Pflegefachkraft:                       20,50 € (aktuell); 21,03 € (ab 1.7.2026); 21,58 € (ab 
1.7.2027) 

Berufskrankheit „Parkinson-Syn-
drom durch Pestizide“ 

01.12.2025 Der Ärztliche Sachverständigenbeirat Berufskrankheiten hat am 16. September 2025 eine 
aktualisierte Fassung der wissenschaftlichen Empfehlung für eine Berufskrankheit "Parkin-
son-Syndrom durch Pestizide" beschlossen. 

Im Überblick 

▪ Im März 2024 wurde die wissenschaftliche Empfehlung des Ärztlichen Sachverständi-
genbeirats Berufskrankheiten (ÄSVB) für eine neue Berufskrankheit "Parkinson-Syn-
drom durch Pestizide" veröffentlicht. Der Fachöffentlichkeit wurde ermöglicht, Nachfra-
gen an den ÄSVB zu stellen. 

▪ Der ÄSVB hat die daraufhin eingegangenen Punkte gründlich geprüft und vereinzelt 
Ergänzungen in die wissenschaftliche Empfehlung aufgenommen. Die wesentlichen In-
halte der wissenschaftlichen Empfehlung und die Anerkennungsvoraussetzungen für 
die Berufskrankheit wurden durch den ÄSVB bestätigt. 

▪ Der ÄSVB empfiehlt, die Berufskrankheit mit der Bezeichnung "Parkinson-Syndrom 
durch langjährig, häufig und selbst angewendete Pestizide" in die Berufskrankheiten-
Liste aufzunehmen. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales beabsichtigt, zeitnah das Verfahren zur Auf-
nahme in die Berufskrankheiten Liste einzuleiten. 

Rentenpaket 2025 05.12.2025 Der Deutsche Bundestag hat das „Rentenpaket 2025“ beschlossen.  

Regelungsinhalt 

▪ Die gesetzliche Rente soll stabil gehalten werden und verlässlich bleiben. 

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Soziales/Unfallversicherung/aktualisierte-empfehlung-berufskrankheit-parkinson-syndrom-durch-pestizide.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Regierungsentwuerfe/reg-rentenpaket-2025.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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▪ Insbes. Verlängerung der Haltelinie für das Rentenniveau bei  48 Prozent bis 2031. 

▪ Erhöhung der Renten grundsätzlich so stark, wie es die Lohnentwicklung vorgibt. Dabei 
werden Veränderungen bei den Sozialabgaben der Rentnerinnen und Rentner sowie 
der Beschäftigten berücksichtigt. 

Im Übrigen 

▪ Arbeitsrechtliche Regelung: Das sog. Vorbeschäftigungsverbot bei sachgrundlosen Be-
fristungen wird für Personen nach Erreichen der Regelaltersgrenze aufgehoben.  

▪ Schaffen der vollständigen Gleichstellung von Kindererziehungszeiten: Anerkennung 
von drei Jahren für alle Kinder, unabhängig von der Geburt des Kindes  

▪ Die Mütterrente III soll bereits zum 1. Januar 2027 umgesetzt werden. 

Der Bundesrat muss das Gesetz noch am 19. Dezember beraten. Legt er keinen Einspruch 
ein, kann es am 1. Januar 2026 in Kraft treten. 

Gesetz zur Umgestaltung der 
Grundsicherung für Arbeitssu-

chende 

17.12.2025 Der Gesetzesentwurf der Bundesregierung für ein Dreizehnten Gesetzes zur Änderung des Zwei-
ten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze wurde veröffentlicht. 

▪ Mit dem Gesetz soll das Gleichgewicht zwischen Solidarität und Eigenverantwortung 
neu ausbalanciert und die Grundsicherung für Arbeitsuchende gerechter und zukunfts-
fest gemacht werden.  

▪ Die Änderungen zielen darauf ab, Vermittlung, Mitwirkung und individuelle Unterstüt-
zung zu stärken. 

Verlängerung des Kurzarbeitergel-
des 

17.12.2025 Das Bundeskabinett hat die Vierte Verordnung über die Bezugsdauer für das Kurzarbeitergeld 
beschlossen.  

Damit wird die Bezugsdauer auf bis zu 24 Monate, längstens bis zum 31. Dezember 2026, ver-
längert.  

 

 

 

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Regierungsentwuerfe/reg-13-gesetz-zur-aenderung-zweiten-buch-sozialgesetzbuch.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2025/338/regelungstext.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Im Überblick 

▪ Betriebe, die sich bereits in Kurzarbeit befinden, haben dadurch die Möglichkeit, an-
stelle der regulären Bezugsdauer von 12 Monaten bis zu 24 Monate Kurzarbeitergeld 
für ihre Beschäftigten zu beziehen.  

▪ Die durch Kurzarbeit frei werdenden Arbeitszeitkapazitäten können von den Betrie-
ben z.B. für Weiterbildungsmaßnahmen genutzt werden. 

▪ Bei verbesserter Situation können die Betriebe ohne Such- und Einarbeitungsaufwände 
die Auslastung kurzfristig wieder erhöhen. 
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Ziele im Koalitionsvertrag Umsetzung 

Mindestlohn 

▪ Orientierung der Mindestlohnkommission im Rahmen einer Gesamtabwägung sowohl an der Tarifentwicklung als 
auch an 60 % des Bruttomedianlohns von Vollzeitbeschäftigten.  

▪ Erhöhung des Mindestlohns auf 15 Euro ab 2026. 

27.06.2025: Beschluss der Min-
destlohnkommission: Der Min-
destlohn soll 2026 auf 13,90 € 
pro Stunde steigen. Für 2027 ist 
eine Anhebung auf 14,60 € ge-
plant. 

29.10.2025: Bundeskabinett be-
schließt 5. Mindestlohnanpas-
sungsverordnung: Mindestlohn 
wird zum 1.1.2026 auf 13,90 € 
pro Stunde angehoben und zum 
1.1.2027 auf 14,60 €. 

Tarifbindung  

▪ Aufgreifen und Umsetzung des Bundestariftreuegesetzes. 

▪ Die Vergabe von Aufträgen der öffentlichen Hand auf Bundesebene soll danach von der Tarifbindung abhängig sein 
und für Vergaben auf Bundesebene ab EUR 50.000 und für Start-ups mit innovativen Leistungen in den ersten vier 
Jahren nach ihrer Gründung ab EUR 100.000 gelten.  

▪ Tariflöhne wieder als Regel und nicht mehr als Ausnahme. 

▪ Stärkung der Tarifautonomie durch ein digitales Zugangsrecht der Gewerkschaften in die Betriebe. 

▪ Steigerung der Attraktivität für Mitgliedschaft der Gewerkschaften durch steuerliche Anreize für Mitglieder.  

06.08.2025: Regierungsentwurf 
Tariftreuegesetz 

Mitbestimmung 

▪ Neben Online-Betriebsratssitzungen Ermöglichung insbesondere von Online-Betriebsversammlungen. 

▪ Beseitigung von Diskussionen und Unsicherheiten zwischen den Betriebsparteien darüber, ob und inwieweit digitale 
oder hybride Versammlungen bereits nach geltendem Recht zulässig sind.  

17.6.2025: Bundesrat berät über 
Entschließungsantrag zur Mo-
dernisierung der betrieblichen 
Mitbestimmung 

11.07.2025: Bundesrat fordert 
die Bundesregierung auf, die 
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Rechte und Möglichkeiten der 
Betriebsräte an aktuelle Ent-
wicklungen anzupassen. 

Arbeitsschutz & Flexibilisierung 

▪ Möglichkeit einer wöchentlichen statt täglichen Höchstarbeitszeit im Einklang mit der europäischen Arbeitszeit-
richtlinie (Art. 6 RL EU 2003/88/EG) gerade im Sinne einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf.  

▪ Erweiterung der Möglichkeiten für Sonntags- und Feiertagsbeschäftigung gemäß § 10 ArbZG um das Bäckerei-
handwerk. 

▪ Aufrechterhaltung des Arbeitsschutzniveaus. 

▪ Prävention vor psychischen Erkrankungen durch die nötigen Instrumente des Arbeitsschutzes.  

▪ Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Kurier-, Express- und Paketdienstbranche. 

30.07.2025: Entfristung der Re-
gelungen des Paketboten-
Schutz-Gesetzes 

 

Arbeitszeit 

▪ Ausdrückliche Regelung der Arbeitszeiterfassungspflicht im Hinblick auf die Entscheidungen des EuGHs 
(14.05.2019 – C-55/18) und des BAG (13.09.2022 – 1 ABR 22/21). 

▪ Elektronische Erfassung, deren konkrete betriebliche Einführung der Mitbestimmung (§ 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG) 
unterliegen dürfte. Für kleinere und mittlere Unternehmen sollen angemessene Übergangsregeln getroffen werden.  

▪ Beibehaltung der Möglichkeit von Vertrauensarbeitszeit ohne Zeiterfassung  im Einklang mit der EU-Arbeitszeit-
richtlinie. 

▪ Steigerung des öffentlichen Dienstes durch flexiblere Arbeitszeitmodelle und bessere Möglichkeiten für Führen in 
Teilzeit. 

 

Steueranreize für Mehrarbeitszuschläge und Arbeitszeitaufstockungen 

▪ Steuerliche Erleichterung für Mehrarbeitszuschläge: Zuschläge für Mehrarbeit, die über die tariflich vereinbarte 
bzw. an Tarifverträgen orientierte Vollzeitarbeit hinausgehen sollen steuerfrei gestellt werden. Die Untergrenze der 
Vollzeitarbeit, deren Überschreitung bei entsprechender Vereinbarung Mehrarbeitszuschläge auslösen kann, soll 
bei tariflicher Arbeitszeit bei 34 Stunden und für nicht tariflich festgelegte oder vereinbarte Arbeitszeiten bei 40 
Stunden liegen. 
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▪ Schaffung von steuerlichen Anreizen, wenn Arbeitgeber Prämien zur Ausweitung der Arbeitszeit bei Teilzeitbe-
schäftigten zahlen. 

Umsetzung von EU-Richtlinien 

▪ „Bürokratiearme“ Transformation in nationales Recht der bereits im Juni 2023 in Kraft getretenen Entgelttranspa-
renzrichtlinie (RL EU 2023/970). 

▪ Dafür Einsetzen einer Kommission, die bis Ende 2025 Vorschläge erarbeitet, bevor dann „unverzüglich“ das Ge-
setzgebungsverfahren eingeleitet wird. 

▪ Die Umsetzungsfrist endet am 07.06.2026. 

▪ Ersetzen des nationalen Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes durch ein Gesetz über die internationale Unterneh-
mensverantwortung, das die europäische Lieferkettenrichtlinie (RL EU 2024/1760) bürokratiearm und vollzugs-
freundlich umsetzt. 

▪ Abschaffung der Berichtspflichten. 

03.09.2025: Bundeskabinett be-
schließt ein Gesetz zur Ände-
rung des Lieferkettensorgfalts-
pflichtengesetzes, das insbe-
sondere die Abschaffung der 
Berichtspflichten nach § 10 Abs. 
2 LkSG vorsieht. 

 

Rente & Alterssicherung 

▪ Stärkung der betrieblichen Altersversorgung und Vorantreiben von deren Verbreitung besonders in kleinen und mitt-
leren Unternehmen und bei Geringverdienern. 

▪ Neben Digitalisierung, Vereinfachung, Transparenz und Entbürokratisierung auch Portabilität der betrieblichen Al-
tersversorgung bzw. der Versorgungsanwartschaften. 

▪ Keine Anhebung des Renteneintrittsalters: Beibehaltung der Möglichkeit, abschlagsfrei nach 45 Beitragsjahren in die 
Rente einzutreten. 

▪ Schaffen von finanziellen Reizen für ein freiwilliges längeres Arbeiten: Wer trotz Erreichen des gesetzlichen Renten-
alters freiwillig weiterarbeitet, soll sein Gehalt bis zu 2.000 Euro im Monat steuerfrei erhalten.  

▪ Aufheben des Vorbeschäftigungsverbots nach § 14 Abs. 2 S. 2 TzBfG, für die Ermöglichung von Rückkehr und Wei-
terarbeit nach dem Renteneintritt beim bisherigen Arbeitgeber.  

06.08.2025: Rentenpaket 2025 
– Vorbeschäftigungsverbot bei 
sachgrundlosen Befristungen 
soll für Personen nach Erreichen 
der Regelaltersgrenze aufgeho-
ben werden 

16.10.2025: Bundeskabinett be-
schließt Gesetzesentwurf zur 
steuerlichen Förderung von Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern im Rentenalter (Aktivren-
tengesetz) 

Novellierung des Sonderbefristungsrechts für Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen 

▪ Novellierung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes bis Mitte 2026.  

▪ Einführung von Mindestvertragslaufzeiten vor und nach der Promotion . 
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▪ Ausweitung von Schutzklauseln auf die Drittmittelbefristung . 

▪ Rechtssichere und praktikable Regelungen zur Arbeitszeiterfassung an Hochschulen.  

▪ Ausnahme von Arbeitsverhältnissen während eines Studiums vom Anschlussverbot.  

Fachkräftesicherung 

▪ Beschleunigte Erteilung von Arbeitsgenehmigungen zur Bekämpfung des Fachkräftemangels.  

▪ Abbau bürokratischer Hürden für qualifizierte Einwanderung. 

▪ Errichtung einer Work-and-stay-Agentur“ unter Mitwirkung der Bundesagentur für Arbeit, welche mit einer zentralen 
IT-Plattform die einheitliche Ansprechpartnerin für ausländische Fachkräfte sein soll.  

11.07.2025: Bundesrat be-
schließt Einbringung eines Ge-
setzes zur frühzeitigen Integra-
tion von Asylbewerbern in den 
Arbeitsmarkt 

19.11.2025: Bundeskabinett 
bringt „Leistungsrechtsanpas-
sungsgesetz“ in den Bundestag 
ein, um Menschen aus der Ukra-
ine eine schnelle und nachhal-
tige Integration in Arbeit und Ge-
sellschaft zu ermöglichen 

Bürokratieentlastung 

▪ Abbau von Schriftformerfordernissen und Reformierung der Formvorschriften der §§ 126 ff. BGB.  

▪ Abschaffung der Verpflichtung zur Bestellung von Betriebsbeauftragten bei kleinen und mittleren Unternehmen.  

▪ „Signifikante“ Reduzierung des Schulungs-, Weiterbildungs- und Dokumentationsaufwands. 

27.10.2025: BMAS stellt Büro-
kratierückbaukonzept im Ar-
beitsschutz vor, um Arbeits-
schutzregelungen effizienter 
und digitaler zu gestalten 

Sonstiges 

▪ Orientierung der Gehälter der gesetzlichen Krankenkassen, des Medizinischen Dienstes und weiterer Akteure 
am TVöD. 

▪ Ausschluss von Missbrauch bei der auch künftig möglichen telefonischen Krankschreibung, z.B. durch Ausschluss 
der Online-Krankschreibung durch private Online-Plattformen. 

▪ Reformierung des AGG. 

▪ Zusammenführung des PflegeZG und FPfZG: Flexibilisierung der Freistellungsansprüche und Erweiterung des An-
gehörigenkreises. 
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▪ Einführung von Mutterschutzfristen für selbstständige Mütter.  

▪ Reformierung des Statusfeststellungsverfahrens (Genehmigungsfiktion).  

▪ Ergebnisoffene Evaluierung des Gesetzes zur Legalisierung von Cannabis im Herbst 2025.  
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Für Sie vor Ort:  Ihre Ansprechpartner  

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Dr. Alexander Insam, M.A. 

Leiter Arbeitsrecht 

Ulmenstraße 30 

60325 Frankfurt am Main 

T: +49 69 170000 160 

ainsam@goerg.de 
 

 Dr. Thomas Bezani 

Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 544 

tbezani@goerg.de 
 

 Dr. Axel Dahms 

Partner 

Kantstraße 164 

10623 Berlin 

T: +49 30 884503 122 

adahms@goerg.de 
 

 Burkhard Fabritius, MBA 

Partner 

Alter Wall 20 – 22 

20457 Hamburg 

T: +49 40 500360 755 

bfabritius@goerg.de 
 

 Dr. Dirk Freihube 

Partner 

Ulmenstraße 30 

60325 Frankfurt am Main 

T: +49 69 170000 159 

dfreihube@goerg.de 
 

Dr. Ralf Hottgenroth 

Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 504 
rhottgenroth@goerg.de 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

Dr. Martin Hörtz 

Partner 

Ulmenstraße 30 

60325 Frankfurt am Main 

T: 49 69 170000 165 

mhoertz@goerg.de 
 

 Dr. Ulrich Füllbier 

Partner 

Prinzregentenstraße 22 

80538 München 

T: +49 89 3090667 62 

ufuelbier@goerg.de 
 

 Dr. Christoph J. Müller 

Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 524 

cmueller@goerg.de 
 

 Dr. Marcus Richter 

Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 534 

mrichter@goerg.de 

 Dr. Frank Wilke 

Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 508 

fwilke@goerg.de 
 

Pia Pracht 

Counsel 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 524 

ppracht@goerg.de 
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Jens Völksen 

Counsel 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 504 

jvoelksen@goerg.de 
 

 Dr. Franz Hürdler, LL.M 

Assoziierter Partner 

Kantstraße 164 

10623 Berlin 

T: +49-30-884503527 

fhuerdler@goerg.de 
 

 Rolf-Alexander Markgraf 

Assoziierter Partner 

Alter Wall 20 – 22 

20457 Hamburg 

T: +49 40 500360 755 

markgraf@goerg.de 

 Phillip Raszawitz 

Assoziierter Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 544 

praszawitz@goerg.de 
 

 Meganush Schiller 

Assoziierte Partnerin 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 534 

mschiller@goerg.de 
 

Sebastian Schäfer 

Assoziierter Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 534 

sebschaefer@go-

erg.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

Dr. Friederike Hoffmeister 

Assoziierte Partnerin 

Kantstraße 164 

10623 Berlin 

T: +49 30 884503 122 

fhoffmeister@goerg.de 

 Sarah Lahmer 

Assoziierte Partnerin 

Ulmenstraße 30 

60325 Frankfurt am Main 

T: +49-69-170000161 

slahmer@goerg.de 
 

 Dr. Alberto Povedano 
Peramato 

Assoziierter Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49-221-33660549 

apovedano@goerg.de 

 Sandra Schramm 

Assoziierte Partnerin 

Alter Wall 20 – 22 

20457 Hamburg 

T: +49-40-500360765 

sschramm@goerg.de 

 Florian Seidl 

Assoziierter Partner 

Ulmenstraße 30 

60325 Frankfurt am Main 

T: +49-69-170000158 

fseidl@goerg.de 

Dr. Julian Stassek 

Assoziierter Partner 

Prinzregentenstraße 22 

80538 München 

T: +49-89-309066736 

jstassek@goerg.de 
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Nie weit entfernt – Unsere Standorte  

BERLIN 

T: +49 30 884503-0 

berlin@goerg.de 

 HAMBURG 

T: +49 40 500360-0 

hamburg@goerg.de 

 FRANKFURT AM MAIN  

T: +49 69 170000-17 

frankfurt@goerg.de 

 KÖLN 

T: +49 221 33660-0 
koeln@goerg.de 

 MÜNCHEN 

T: +49 89 3090667-0 
muenchen@goerg.de 

 

 


